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I.  Romani Rose1:
 Geschichtsblinde Justiz

Sinti und Roma sahen sich seit Anfang 2013 bei den Wahlkämpfen in Bund und 
Ländern einer Hetzkampagne durch die NPD ausgesetzt, die es in diesem Ausmaß 
bisher nicht gab. Bundesweit wurden Angehörige unserer Minderheit tausendfach 
durch Plakate („Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“) und Flugblätter 
(„Zigeunerflut stoppen!“ mit der Abbildung von Waffen wie Pistole und Messer) 
bedroht, ausgegrenzt und diffamiert. Es handelte sich um eine nachhaltige Aktion 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, gerichtet gegen eine in Deutschland seit 
Jahrhunderten beheimatete Minderheit, die im Nationalsozialismus einem staat-
lich organisierten Völkermord ausgesetzt war. Fast 70 Jahre nach dem Holocaust 
darf es für solch eine öffentlich zur Schau gestellte Form der Menschenverachtung 
keinen Platz mehr geben. 

Die dahinter stehende Strategie ist leicht zu durchschauen: Die NPD versucht, die 
Ängste der Bevölkerung um die Sicherheit der Renten zu instrumentalisieren, um 
Hass gegen unsere Minderheit zu schüren und politischen Profit daraus zu ziehen.

Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma hat in den letzten Wochen vor der Wahl 
Hunderte von Anrufen besorgter Sinti- und Roma-Familien aus ganz Deutschland 
erhalten. Sie waren vor allem wegen der NPD-Plakate, die auf den Schulwegen 
ihrer Kinder gerade in kleineren Orten massiv plakatiert waren, zutiefst betroffen. 
Bei den älteren Menschen, die den Holocaust überlebten, wurden erneut massive 
Ängste wach.

Um das Ausmaß der Fassungslosigkeit und Wut zu verstehen, mit der viele Sinti 
und Roma angesichts der gegen sie gerichteten, für jedermann sichtbaren Hetze 
reagiert haben, ist ein kurzer geschichtlicher Rückblick notwendig.

Entgegen den von der NS-Propaganda verbreiteten Zerrbildern über „Zigeuner“ 
waren Sinti und Roma bereits lange vor der „Machtergreifung“ Hitlers als Nach-

1 Romani Rose ist Vorsitzender des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma
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barn oder Arbeitskollegen in das gesellschaftliche Leben und in die lokalen Zusam-
menhänge integriert. Sie waren seit Generationen in diesem Land verwurzelt. Viele 
hatten im Ersten Weltkrieg in der kaiserlichen Armee gedient und hohe Auszeich-
nungen erhalten. Obwohl sie damit ihre Loyalität für ihr Vaterland unter Beweis 
gestellt hatten, wurden Sinti und Roma nach 1933 ebenso wie Juden vom Säugling 
bis zum Greis unter rassenbiologischen Kriterien erfasst, entrechtet, gettoisiert und 
schließlich in die Todeslager deportiert. 

Der Holocaust war ein Verbrechen, das akribisch geplant und ins Werk gesetzt 
wurde, und zwar unter Beteiligung nahezu des gesamten damaligen Behördenap-
parats. Der nationalsozialistische Staat sprach den Angehörigen unserer Minderheit 
kollektiv und endgültig das Existenzrecht ab, nur weil sie als Sinti oder Roma ge-
boren worden waren: unabhängig von ihrem Verhalten, ihrem Glauben oder ihrer 
politischen Überzeugung.

Bereits die berüchtigten „Nürnberger Rassengesetze“ von 1935 fanden auf Sinti 
und Roma ebenso Anwendung wie auf jüdische Menschen. In einer Anweisung 
von Reichsinnenminister Frick hieß es dazu: „Zu den artfremden Rassen gehören 
(…) in Europa außer den Juden regelmäßig nur die Zigeuner.“ Damit wurden 
beide Minderheiten gleichermaßen zu „Fremdrassen“ erklärt, die aus der „arischen 
Volksgemeinschaft“ auszuschließen seien.

Angehörige unserer Minderheit wurden in der Folge systematisch aus allen Berei-
chen des öffentlichen Lebens ausgegrenzt. Sie waren von Berufs- und Schulverbo-
ten betroffen, ihr Alltag wurde durch eine Vielzahl diskriminierender Sonderbe-
stimmungen immer stärker eingeschränkt. Auch aus der Wehrmacht schloss man 
Sinti und Roma aus, und zwar aus „rassepolitischen Gründen“, wie es im Befehl 
des Obersten Heereskommandos vom Februar 1941 ausdrücklich hieß. Trotz der 
Fürsprache vieler Vorgesetzter wurden Angehörige unserer Minderheit, die noch 
kurz zuvor an der Front gekämpft hatten, nach Auschwitz deportiert.

Justiz und Verwaltung hatten an diesem Prozess der Entrechtung und schließlich 
der systematischen Vernichtung maßgeblichen Anteil. In dem 1943 erschienenen 
Buch „Rassen- und Erbpflege im deutschen Recht“ listet Dr. Werner Feldscher, 
Oberregierungsrat im Reichsinnenministerium, die gegen Sinti und Roma ge-
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richteten Sonderbestimmungen penibel auf. Seine Bilanz lautet: „Zigeuner sind 
Fremdblütige im Sinne der deutschen Rassengesetzgebung (...) Ihre politische, 
biologische, kulturelle und berufliche Trennung von dem deutschen Volk ist jetzt 
durch die Ausschaltung Fremdblütiger ebenso erfolgt wie für Juden.“

Der Organisator des Holocaust, der „Reichsführer SS und Chef der deutschen Po-
lizei“ Heinrich Himmler, hatte bereits in einem Erlass vom 8. Dezember 1938 die 
„endgültige Lösung der Zigeunerfrage“ gefordert. Das Ziel nationalsozialistischer 
Politik sei, so Himmler, die „Regelung der Zigeunerfrage aus dem Wesen dieser 
Rasse heraus“. Gleich nach Kriegsbeginn begann die SS-Führung mit den Depor-
tationsplanungen, im Mai 1940 fuhren erstmals Deportationszüge mit deutschen 
Sinti- und Roma-Familien ins besetzte Polen. Für die meisten verschleppten Män-
ner, Frauen und Kinder war es eine Fahrt in den Tod.

Schließlich verfügte Himmler im so genannten „Auschwitz-Erlass“ vom 16. De-
zember 1942 die familienweise Deportation aller im Reich verbliebenen Sinti und 
Roma. Ihr Grundbesitz und ihr Vermögen wurden per Gesetz zugunsten des Rei-
ches eingezogen. Über 23.000 Sinti und Roma aus Deutschland und aus weiten 
Teilen Europas wurden ab Ende Februar 1943 in den Abschnitt B II e des Ver-
nichtungslagers Auschwitz-Birkenau deportiert, von der SS als „Zigeunerlager“ be-
zeichnet. Fast neunzig Prozent der dort inhaftierten Menschen fielen dem Terror 
und den unmenschlichen Lebensbedingungen zum Opfer oder wurden mit Gas 
erstickt. Die letzte große Mordaktion an Sinti und Roma in Auschwitz fand bei 
der so genannten „Liquidierung“ des „Zigeunerlagers“ am 2. August 1944 statt. 
In einer einzigen Nacht wurden die letzten 2.900 Überlebenden – zumeist Frauen, 
Kinder und alte Menschen – von der SS in die Gaskammern getrieben.

Auschwitz steht symbolhaft für die Verbindung von menschenverachtender Ideolo-
gie und Barbarei, von kalter bürokratischer Logik und mörderischer Effizienz. Für 
uns Sinti und Roma ist und bleibt dieser Name untrennbar verbunden mit einem 
in der Geschichte der Menschheit beispiellosen Verbrechen.

Nach dem Zusammenbruch des „Dritten Reiches“ ist der Holocaust an den Sinti 
und Roma lange Zeit aus der öffentlichen Wahrnehmung ausgeblendet, ja staatli-
cherseits sogar geleugnet worden. Politik und Justiz verweigerten den überlebenden 
Sinti und Roma die Anerkennung als „rassisch“ Verfolgte. Auch vor Gericht wurde 
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den Rechtfertigungen der vormaligen Täter aus dem SS- und Polizeiapparat mehr 
Glauben geschenkt als den Aussagen der überlebenden Opfer. Selbst Beamte, die 
direkt vor Ort an den Deportationen der Sinti und Roma beteiligt gewesen waren, 
nahmen oft wieder leitende Positionen in der Verwaltung der Bundesrepublik ein. 
Nicht selten kam es vor, dass Überlebende des Holocaust nach ihrer Rückkehr aus 
den Konzentrationslagern bei der Beantragung von Entschädigungsleistungen den-
selben Beamten gegenübersaßen, die sie Jahre zuvor hatten deportieren lassen. 

Diese personelle Kontinuität und die ungebrochene Deutungsmacht der Täter hat 
bei vielen Sinti und Roma das Gefühl der Ohnmacht und der Hilflosigkeit gegen-
über einem Staat, der Unrecht zu Recht erklärte, noch einmal massiv verstärkt. 
Nicht wenige sahen sich in der Folge gezwungen, ihre Minderheiten-Identität zu 
verbergen. Dies war Voraussetzung für den sozialen Aufstieg in einer Gesellschaft, in 
der Rassismus gegen unsere Minderheit immer noch eine alltägliche Erfahrung war. 
Denn im Gegensatz zum Antisemitismus, der nach 1945 gesellschaftlich geächtet 
war, wurde der allgegenwärtige Rassismus gegenüber Sinti und Roma weder von der 
Politik noch von der Wissenschaft oder kritischen Medien hinterfragt, im Gegenteil. 

Auch die Justiz hatte rassistisches Gedankengut nicht überwunden. Selbst der Bun-
desgerichtshof (BGH) verwies in einem Grundsatzurteil zur Entschädigung aus 
dem Jahre 1956 auf den Kommentar eines NS-Juristen und unterstellte eine „Nei-
gung zur Kriminalität“ und ihnen [den „Zigeunern“] sei „wie primitiven Urmen-
schen ein ungehemmter Okkupationstrieb zu eigen.“

Erst im Rahmen der politischen Selbstorganisation und der Gründung einer Bür-
gerrechtsbewegung ist es uns nach langjährigem Kampf um rechtliche und gesell-
schaftliche Anerkennung gelungen, die ideologische Erblast des „Dritten Reiches“ 
zu überwinden und dem rassistischen Blick der Täter unsere eigene Geschichte 
gegenüberzustellen.

Inzwischen hat in vielen Bereichen ein Umdenken mit Blick auf den Umgang mit 
unserer Minderheit und ihre öffentliche Wahrnehmung eingesetzt. Dies bezeugt 
auch das nationale Denkmal für die im Nationalsozialismus ermordeten Sinti und 
Roma, das – in unmittelbarer Nachbarschaft des Deutschen Bundestags gelegen – im 
Oktober 2012 im Beisein von Bundeskanzlerin Merkel feierlich eingeweiht wurde.
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Dass Rassismus und Rechtsextremismus gleichwohl eine unverminderte Gefahr für 
unsere Gesellschaft und unsere freiheitlich-demokratische Kultur darstellen, hat uns 
die Mordserie der rechtsextremen Verbrecher aus Zwickau auf entsetzliche Weise vor 
Augen geführt. Neun Bürger ausländischer Herkunft und eine Heilbronner Polizistin 
fielen den eiskalten Mördern zum Opfer. Besonders bedrückend ist, dass Staatsan-
waltschaften und Presse zu Beginn der Ermittlungen ohne jede Grundlage öffent-
lich darüber spekuliert haben, die Täter könnten aus dem sogenannten „Sinti- und 
Roma-Milieu“ stammen. Dies zeigt, wie schnell Behörden und Journalisten in alte 
Feindbilder verfallen können. Obwohl Sinti und Roma massiv und rechtsstaatswidrig 
unter Generalverdacht gestellt worden waren, verweigerte der zuständige Heilbron-
ner Staatsanwalt Meyer-Manoras bei der Anhörung durch den Untersuchungsaus-
schuss des Bundestages ausdrücklich eine Erklärung des Bedauerns. Diese gibt es von 
Seiten der Polizei und Justiz und den zuständigen Ministerien bis heute nicht.

Die jüngste NPD-Kampagne reproduziert die propagandistischen Muster und die 
Ausgrenzungsmechanismen des NS-Staates. Mit dem Slogan „Geld für die Oma 
statt für Sinti und Roma“ wird bewusst ein Gegensatz zwischen „deutscher Oma“ 
und den als „fremd“ stigmatisierten Sinti und Roma konstruiert, die angeblich auf 
„unsere Kosten“ leben würden. Tatsächlich war meine Großmutter eine patriotisch 
gesinnte Deutsche, bis die Nationalsozialisten ihr die deutsche Staatsangehörigkeit 
wegnahmen, um sie schließlich in einen Viehwaggon zu pferchen und in die Ver-
nichtung zu deportieren. Ihr Ehemann Anton Rose durfte schon Mitte der Drei-
ßigerjahre aufgrund seiner „Rasse“ seinen Kinobetrieb nicht weiterführen, obwohl 
ihm die „Reichsvereinigung Deutscher Lichtspielstätten“ bescheinigt hatte, er habe 
sein Gewerbe völlig ordnungsgemäß geführt. Mein Großvater fiel in Auschwitz 
dem Völkermord zum Opfer, zwölf weitere Angehörige meiner Familie überlebten 
die NS-Diktatur nicht.

Die existenzielle Erfahrung, in die totale Rechtlosigkeit gestoßen zu werden, hat 
sich tief in das kollektive Gedächtnis unserer Minderheit eingegraben, denn prak-
tisch jede Sinti- und Roma-Familie war vom Holocaust betroffen. Dies erklärt die 
Empörung unserer Menschen angesichts der NPD-Hetze: Sie haben das Gefühl, 
vom Staat, auf dessen Schutz sie nach über 60 Jahren Demokratie glaubten vertrau-
en zu können, erneut im Stich gelassen zu werden.
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Nach den vielen erstatteten Strafanzeigen wurden die Behörden jedoch nur in 
wenigen Ausnahmefällen tätig, ansonsten herrschten Hilflosigkeit und Unsicher-
heit vor. Nur wenige Bürgermeister waren bereit, aufgrund des volksverhetzenden 
Charakters dieser Wahlwerbung gegen die Plakatierung einzuschreiten. In Hessen, 
Hamburg und anderen Bundesländern kam es sogar zu Übergriffen durch Rechts-
extremisten gegen Sinti, die sich über die Plakate empört hatten. Ein jugendlicher 
Angehöriger der Minderheit wurde dabei schwer verletzt. Wäre die Reaktion des 
Staates die gleiche gewesen, hätte es sich bei den Verleumdungsopfern um jüdische 
Mitbürger gehandelt?

Es war ein wichtiges gesellschaftliches Signal, dass Bundespräsident Dr. Joachim 
Gauck schon zu Beginn der Wahlkämpfe öffentlich und in aller Klarheit dafür ein-
trat, dem Missbrauch von Ressentiments gegen Sinti und Roma durch Rechtsextre-
misten und Populisten in Wahlkämpfen entgegenzutreten. Er hat sich damit nicht 
nur schützend vor die bedrohten Minderheiten gestellt, sondern auch die Grenzen 
einer im demokratischen Rechtsstaat zulässigen Wahlkampfführung aufgezeigt. Es 
wäre eine besorgniserregende Blindheit vor der Geschichte, wenn die Justiz den 
Unterlassungsanträgen der NPD gegen ihn auch nur ansatzweise folgen würde.

Einigen Verantwortlichen in Justiz und Verwaltung fehlt offenkundig nicht nur 
jede historische Sensibilität, sondern auch das Bewusstsein, dass die Minderheit 
der Sinti und Roma durch internationale Abkommen besonders geschützt ist. Ich 
kann mich des Eindrucks nicht erwehren, dass auch in manchen Behörden die tief 
verwurzelten Stereotype über unserer Minderheit noch immer wirkungsmächtig 
sind. Angehörigen unserer Minderheit wird der ihnen dem Gesetz nach zustehende 
Schutz aufgrund von Ignoranz und Vorurteilen vorenthalten – gerade dies weckt 
bei vielen Sinti und Roma fatale Erinnerungen an die Machtlosigkeit gegenüber 
den Repressalien der Nationalsozialisten. Aufgeführt werden in dieser Dokumenta-
tion deshalb neben den Rechtsgrundlagen des Strafrechts (§§ 130, 185 ff. Strafge-
setzbuch) auch die im Verwaltungsrecht zu beachtenden Diskriminierungsverbote 
(Art. 3 Grundgesetz, „Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung“/ICERD, „Rahmenüberkommen zum Schutz natio-
naler Minderheiten“), deren Verletzung ein Verbot der diskriminierenden Wahl-
kampfpraktiken zur Folge haben muss. Als Konsequenz daraus wird die Forderung 
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nach gesetzlichen Schritten zum Verbot rassendiskriminierender Wahlkampfprak-
tiken erhoben und erläutert.

In der nachfolgenden Dokumentation wird vor allem die rechtliche Auseinander-
setzung über die diskriminierende Kampagne der NPD und verwandter Gruppen 
in Form einer Bestandsaufnahme im Einzelnen dargelegt. Darüber hinaus soll das 
bisherige Versagen der Gerichte kritisch analysiert und bewertet werden, denn es 
waren mehr als fragwürdige Gerichtsentscheidungen, die die rechtsextremistische 
Hetze trotz vielfältiger Initiativen von Behörden, Politik und Gesellschaft mit nicht 
nachvollziehbaren und für die Opfer der Kampagne zynischen Argumentationen 
rechtfertigten und unsere Minderheit damit in ihrer Gesamtheit schutzlos stellten.

Angesichts dieser skandalösen Fehlurteile erhält die bekannte Allegorie der Justitia, 
wie sie an vielen öffentlichen Gerichtsgebäuden als Figur zu sehen ist, einen neuen, 
bitteren Sinn: Die verbundenen Augen, eigentlich ein Symbol der Unparteilich-
keit, können vor diesem Hintergrund auch als Metapher für eine geschichtsblinde 
Justiz gelesen werden.

Ich möchte abschließend dennoch die Hoffnung zum Ausdruck bringen, dass die-
ser Staat seine Verantwortung nicht nur gegenüber der Minderheit, sondern auch 
gegenüber den Werten, die unserer demokratischen Kultur zugrunde liegen und 
denen er verpflichtet ist, wahrnimmt und dafür sorgt, dass kein Bürger dieses Lan-
des noch einmal allein aufgrund seiner Abstammung durch eine vom Wahlleiter 
zur Wahl zugelassene Partei verhetzt und entrechtet wird.



12

II.  Arnold Roßberg2:
 Gesetzliches Verbot diskriminierender Wahlkampfpraktiken

1.  Rechtliche Bewertung

a) Aufstachelung zum Hass gegen die Minderheit

Der Zentralrat erstattete im Mai 2013 Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft in 
Duisburg zunächst gegen das Flugblatt mit der Aufschrift „Zigeunerflut stoppen! 
...“. Zur Begründung wurde von uns unter anderem vorgetragen, das Flugblatt sei 
geeignet, zu Hass und Gewalt gegenüber den Sinti und Roma aufzustacheln. Im 
August 2013 wurde der Strafantrag auf das Plakat „Geld für die Oma statt für Sinti 
und Roma“ erweitert. Diese Hetze gefährde in einer bedrohlichen Weise den öffent-
lichen Frieden. Die Machart appelliere an niedrigste Aggressionen und die gesamte 
Minderheit werde in propagandistischer Manier pauschal ausgegrenzt. Eine derarti-
ge Form der Hetze verlasse jeden sachlichen Rahmen der im Wahlkampf noch zuläs-
sigen scharfen Meinungsäußerungen. Vor dem Hintergrund des NS-Völkermordes 
an den Sinti und Roma spreche eine solche emotionale, öffentliche Aufstachelung 
den Angehörigen der Minderheit das Existenzrecht als gleichberechtigte Bürger ab. 

Derart rechtsstaatsfeindliche Praktiken dürfen in Deutschland nicht mehr zugelas-
sen werden. Wir können ein solches Wiederaufleben der Geschichte nicht hinneh-
men. Die Minderheit der deutschen Sinti und Roma hat wie die Juden nach dem 
Holocaust einen besonderen Anspruch darauf, dass der heutige Staat Bundesrepu-
blik Deutschland sie vor solch intensiver Hass-Propaganda bewahrt. 

Der massiv diskriminierende Charakter der Plakate und des Flyers ergibt sich aus 
der bewusst pauschalen Abwertung und Ausgrenzung der Minderheit der „Sinti und 
Roma“ („Zigeuner“). Mit dem gereimten Slogan wird dem Betrachter/der Bevölke-
rung gegenüber die Minderheit generell als unwürdig zum Empfang von „Geld“-
Leistungen dargestellt, gleichgültig welcher Art diese sein mögen und auf welche 
sachlichen und rechtlichen Gründe sie zurückgehen mögen. Durch diese Pauscha-

2 Arnold Roßberg ist Justitiar beim Zentralrat Deutscher Sinti und Roma
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lität wird gezielt eine diffuse, unkonkrete aber grundlegende Abwehrhaltung sugge-
riert, die sich auf alle Bereiche des gesellschaftlichen und politischen Lebens bezieht. 

Gleichzeitig wird auf dem Plakat ganz gezielt ein Zusammenhang mit irgendwel-
chen politischen oder sachlichen Forderungen vermieden. Die Kampagne zielt auf 
eine generelle Degradierung und Ausgrenzung der Minderheit ausschließlich mit 
dem Kriterium der Abstammung ab. Es geht nicht um beleidigende Begriffe oder 
Formulierungen, sondern der rassendiskriminierende Charakter ergibt sich aus 
dem herabsetzenden Ziel und Zweck der Aktion und den negativen Auswirkungen 
für die generelle Respektierung und Anerkennung der Minderheit als gleichberech-
tigter Teil der Gesellschaft. 

Angesichts der vorsätzlichen Pauschalität des Slogans verbietet sich auch eine nach-
träglich andere, eingeengte Interpretation – wie sie von den Rechtsextremisten bei 
Gerichten als Schutzbehauptung gebraucht wurde – mit der Bezugnahme auf die 
jüngste Zuwanderungsdebatte. Abgesehen davon wäre eine solche Deutung eben-
falls rassistisch diskriminierend, weil 

a.) „Sinti“ keine Zuwanderer sind, sondern die seit über 600 Jahren in Deutschland 
und im angrenzenden deutschen Sprachraum beheimatete autochthone Min-
derheit, und 

b.) die im Zusammenhang mit der Zuwanderungsdebatte den Roma pauschal zu-
geschriebenen Sachverhalte ebenso falsch und diskriminierend sind. Darauf soll 
in der folgenden Dokumentation auch noch näher eingegangen werden.

Eine Wahlplakat-Formulierung „Geld für die Oma statt für Juden“ würde auf öf-
fentlichen Straßen und Plätzen mit wochenlanger Präsenz der diskriminierenden 
Aussagen zu Recht nicht geduldet. Bei dem „Sinti-und-Roma“-Plakat handelt es 
sich um eine nachhaltige Beeinträchtigung des Ansehens der Minderheit in der Ge-
sellschaft. Deren Duldung ist vor allem Kindern gegenüber nicht verständlich zu 
machen, die täglich daran vorbeilaufen mussten. Probleme mit Diskriminierungen 
in den Schulen sind als eine der Folgen absehbar. 

Die Tatsache, dass die Überlebenden des NS-Völkermordes und die Nachkommen 
der deutschen Sinti-und Roma-Familien in den Todeslagern Auschwitz, Treblinka, 
Buchenwald, Bergen-Belsen u.a. ihre Angehörigen und auch Großeltern verloren, 
zeigt, wie besonders perfide die Anspielung auf die „Oma“ in dem NPD-Slogan ist.
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b) Einschaltung des Bundesjustizministeriums

Nach den bundesweiten Plakatierungen mit der Aufschrift: „Geld für die Oma 
statt für Sinti und Roma“ Ende August 2013 wandte sich der Zentralrat an Bun-
desjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger mit der Bitte, dass die 
Bundesregierung unverzüglich Schritte zum Verbot derart diskriminierender Wahl-
werbung unternimmt. Der Zentralrat forderte eine rechtliche Klarstellung, wenn 
nötig durch gesetzliche Regelungen im Bund und in den Ländern, dass künftig 
Wahlwerbe-Mittel wie Plakate, Flugblätter u.a., die sich gezielt gegen Minderheiten 
richten und sie pauschal aufgrund der Abstammung diskriminieren, auf Kosten der 
Betreiber aus dem Verkehr gezogen werden müssen. Dabei hoben wir ausdrücklich 
hervor, dass in Anbetracht des hohen Gutes der Meinungsfreiheit gerade in Wahl-
kämpfen deutliche Maßnahmen vorgesehen werden müssen, wenn – wie hier – die 
Grenzen demokratischer und sachlicher Auseinandersetzungen überschritten wer-
den. Es könne nach dem Holocaust nicht mehr zugelassen werden, dass Angehöri-
ge einer Minderheit – wie schon vor 1945 geschehen – aufgrund ihrer biologischen 
Herkunft gesellschaftlich ausgegrenzt werden. 

In einem ersten Gespräch mit der Staatssekretärin im Bundesjustizministerium, 
Dr. Birgit Grundmann, am 17. September 2013 wurde u.a. vereinbart, nach der 
Bundestagswahl eine Bestandsaufnahme vorzunehmen und ein weiteres Gespräch 
auf Ministerebene über mögliche und notwendige Schritte zur Verhinderung künf-
tiger Wiederholungen zu führen.

2. Engagement für die Minderheit durch Politik und Gesellschaft

a) Oberbürgermeister Bad Hersfeld und andere Städte

In verschiedenen Städten Hessens, Nordrhein-Westfalens und anderer Bundeslän-
der haben Bürgermeister sich für die Minderheit engagiert und aus eigener Ini-
tiative die Plakate wieder abhängen lassen. Sie erstatteten in einigen Fällen auch 
Strafanzeigen wegen Volksverhetzung und Beleidigung. Im Anhang haben wir dazu 
einige Pressemeldungen wiedergegeben. 
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Nachdem es zu gewalttätigen Übergriffen gegen einen jugendlichen Sinto in Bad 
Hersfeld gekommen war, ließ der dortige Oberbürgermeister Thomas Fehling 
ebenfalls die Plakate, die er als rechtswidrige Hetze ansah, entfernen. Als das Ver-
waltungsgericht (VG) Kassel ihn anschließend zwang, die Plakate wieder aufhän-
gen zulassen, bat ihn der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma dringend, gegen die 
Entscheidung des VG Kassel vom 9. September 2013 Rechtsmittel einzulegen. Auf 
den Beschluss wird im Folgenden noch näher eingegangen. In dem Schreiben des 
Zentralrats an Oberbürgermeister Fehling heißt es u.a.: 

„Die F.A.Z. berichtete heute von dem katastrophalen Beschluss des VG Kas-
sel wegen der NPD-Hetzplakate. Ihnen, Herr Bürgermeister, gebührt größter 
Dank für Ihr vorbildhaftes Vorgehen. Ich möchte Sie bitten, unter allen Um-
ständen Rechtsmittel gegen die Entscheidung des VG Kassel einzulegen, weil 
sie absolut unverantwortlich ist. Das Wiederaufhängen dieser Plakate mit der 
rassistischen Ausgrenzung einer ganzen Minderheit wäre auch eine Provoka-
tion mit unabsehbaren Folgen für die Betroffenen.“

Der Zentralrat wandte sich gleichzeitig am 10. September 2013 nochmals an das 
Bundesjustizministerium, nachdem bekannt geworden war, dass die juristische Ab-
teilung der Stadtverwaltung Bad Hersfeld von Rechtsmitteln abgeraten hatte. Der 
Zentralrat bat die Ministerin, „jetzt unbedingt einen Weg zu finden, hier einzugrei-
fen.“ Der Staat könne nicht nach dem NSU-Skandal ein weiteres Mal versagen und 
wieder tatenlos zusehen, wenn sich die rechtsextremistischen Praktiken gegen die 
Opfer des Holocaust wiederholen.

Die Ministerin sandte daraufhin noch am selben Tag das im Anhang dokumen-
tierte Schreiben an den Zentralrat, in dem sie zum Ausdruck brachte, dass sie 
„volles Verständnis dafür habe, dass sich Sinti und Roma von den Plakaten der NPD, 
die an Geschmacklosigkeit und Zynismus kaum zu überbieten sind, nicht nur beleidigt 
fühlen, sondern auch Angst haben.“ Der Bad Hersfelder Bürgermeister habe wie vie-
le andere Bürgermeister auch entschlossen gehandelt, als er die Plakate entfernen 
ließ. „Ich hätte volles Verständnis dafür, wenn die Stadt Bad Hersfeld in diesem Fall 
den Rechtsweg ausschöpfen und Beschwerde einlegen würde“, schrieb die Bundesjus-
tizministerin.
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b) Oberbürgermeisterin der Stadt Gießen

Die Oberbürgermeisterin der Stadt Gießen, Frau Dietlind Grabe-Bolz, teilte dem 
Zentralrat am 13. September 2013 mit: 

„Wie Sie sicherlich mitbekommen haben, habe ich Anfang dieser Woche die 
menschenverachtenden Plakate der NPD abhängen lassen. Leider hat uns 
gestern das Verwaltungsgericht Gießen aufgegeben, diese unverzüglich wieder 
aufzuhängen. Grund ist hierfür insbesondere, dass aus Sicht des Gerichts der 
Straftatbestand der Volksverhetzung nicht erfüllt sei. Ich teile diese Einschät-
zung nicht und habe deshalb gestern Strafanzeige gegen den Landesvorsitzen-
den der NPD gestellt.

Parallel dazu hat sich in Gießen auf meine Initiative ein überparteiliches 
Bündnis gebildet, das kurzfristig eine gemeinsame Plakataktion realisiert hat. 
Wir haben damit dem NPD-Plakat eine Antwort entgegen gesetzt: ‚Meine 
Oma mag auch Sinti und Roma‘ ist nun auf 15 Plakaten im Stadtgebiet zu 
lesen.“ (siehe Anhang)

c) Jüdische Landesgemeinde Thüringen

Der Vorstandsvorsitzende der Jüdischen Landesgemeinde in Thüringen, Prof. Dr. 
ing. habil. Reinhard Schramm, erhob am 11. September 2013 eine formale Be-
schwerde gegen einen entsprechenden Wahlspot der NPD im Mitteldeutschen 
Rundfunk (MDR). Er schrieb zu der Frage, wie das Wahlplakat zu bewerten sei: 

„In der gegenwärtigen Wahlkampfzeit verbreitet die NPD überall sichtbar 
auch in Thüringen Volksverhetzung mit Texten wie „Geld für die Oma statt 
für Sinti und Roma“. Es wird nicht nur die Unzufriedenheit von älteren 
Menschen auf eine leidgeprüfte Minderheit als Sündenbock gelenkt. Es wird 
versucht, eine gegenwärtige EU-weite Pogromstimmung, die bereits zu zahl-
reichen Morden an Roma geführt hat, auf Deutschland zu übertragen. Sind 
Hundertausende ermordete Sinti und Roma während des Nationalsozialis-
mus nicht genug, dass Deutschland heute engagiert Solidarität mit den Sinti 
und Roma üben muss.“
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d) Internationales Sachsenhausen-Komitee

Der Vorstand des „Internationalen Sachsenhausen-Komitees“, der Organisation der 
ehemaligen Häftlinge des NS-Konzentrationslagers Sachsenhausen aus 18 Staaten 
Europas und aus Israel, mit Sitz in Luxemburg, schrieb dem Zentralrat Deutscher 
Sinti und Roma am 13. September 2013:

„Das Internationale Sachsenhausen Komitee unterstützt den Zentralrat Deut-
scher Sinti und Roma bei der Forderung nach einem Verbot diskriminierender 
Wahlwerbung der NPD.

Mit Entsetzen hat das Internationale Sachsenhausen Komitee selbst im 
Ausland über die diskriminierenden Wahlplakate, mit denen die NPD in 
Deutschland Werbung im Bundestagswahlkampf betreibt, erfahren. 

Vor allem die diffamierenden, gegen Sinti und Roma gerichteten Plakate mit dem 
hetzerischen Slogan „Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“ überschreiten 
eindeutig die Grenzen demokratischer und sachlicher Auseinandersetzung.

Es ist unfassbar, dass in Deutschland, wo vor 70 Jahren eine Bevölkerungs-
gruppe wegen ihrer Abstammung diskriminiert wurde, in KZ’s gesteckt wur-
de, wo ca. 500.000 Menschen umgekommen sind, heute wieder eine deutsche 
Partei, die NPD mit Plakaten gegen Sinti und Roma hetzt.

Wie kann der deutsche Staat, 60 Jahre nach dem Holocaust wieder zulassen, 
dass Angehörige einer Minderheit aufgrund ihrer bloßen Abstammung erneut 
gesellschaftlich ausgegrenzt werden.

Eine solche Wahlpropaganda der NPD löst selbst bei Überlebenden im Aus-
land Ängste aus und mit Schrecken stellen wir uns die Frage, ob denn die Welt 
nichts aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt hat.

Das Internationale Sachsenhausen Komitee schließt sich daher der Forderung 
des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma an die Adresse der Bundesregie-
rung an, gesetzliche Schritte zum Verbot diskriminierender Wahlwerbung zu 
ergreifen.“

(Originalschreiben siehe Anhang)
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e) Gedenkstätte Mittelbau-Dora, Staatssekretärin Dr. Grundmann, BMJ

Am 15. September 2013 wurde bekannt, dass die NPD auf der Zufahrtsstraße zu 
der Gedenkstätte des ehemaligen NS-Konzentrationslagers Mittelbau-Dora eben-
falls eine Vielzahl von Plakaten mit „Geld für die Oma…“- Aufschrift angebracht 
hatte. 

Der Zentralrat thematisierte diesen ungeheuerlichen Vorgang in dem persönlichen 
Gespräch am 17. September 2013 mit der Staatssekretärin im Bundesjustizminis-
terium (BMJ), Dr. Birgit Grundmann, und bat darum, dass das BMJ sich mit dem 
thüringischen Justiz- und Innenministerium in Verbindung setzen solle, um für 
eine umgehende Beseitigung der Plakate Sorge zu tragen. Die Behörden in Nord-
hausen, zu dem die Gedenkstätte gehört, waren nach einem Pressebericht unsicher, 
ob sie nach andernorts ergangenen Verwaltungsgerichtsentscheidungen die Plakate 
entfernen dürfen. Staatssekretärin Dr. Grundmann leitete unverzüglich Schritte ein 
und schrieb dem Zentralrat am 19. September 2013:

„Ich komme zurück auf unser Gespräch vom 17. September 2013 zu den 
aktuellen Wahlplakaten der NPD, die in zynischer und geschmackloser Weise 
versuchen, Ressentiments gegen die in Deutschland lebenden Sinti und Roma 
zu schüren. Sie berichteten, dass die NPD diese Plakate auch in unmittelbarer 
räumlicher Nähe zur KZ-Gedenkstätte Mittelbau-Dora in Thüringen auf-
gehängt hatte. Ihre besondere Empörung hierüber teile ich uneingeschränkt.

Mein thüringischer Amtskollege, mit dem ich sogleich Kontakt aufgenommen 
hatte, hat sich daraufhin dankenswerterweise unverzüglich an seinen Kollegen 
im dortigen Innenministerium gewandt. Sein Schreiben füge ich zu Ihrer In-
formation bei.

Mir wurde berichtet, dass die Stadtverwaltung Nordhausen bereits gestern alle 
NPD-Wahlplakate an der Straße zur KZ-Gedenkstätte, in denen Bezug auf 
Sinti und Roma genommen wird, hat entfernen lassen.“

Der Staatssekretär im Justizministerium hatte seinem Amtskollegen im Thüringer 
Innenministerium in dem erwähnten Schreiben am Vortag mitgeteilt:
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„Der Leitende Oberstaatsanwalt in Mühlhausen hat mich darüber infor-
miert, dass seit einigen Tagen entlang der Straße der Opfer des Faschismus 
in Nordhausen, also an der Zufahrtsstraße zur KZ-Gedenkstätte Mittelbau-
Dora, Wahlplakate der NPD hängen, die die Aufschrift „Geld für die Oma 
statt für Sinti und Roma“ tragen. Aus diesem Grund erstattete der Leiter 
der Gedenkstätte Mittelbau-Dora, Herr Dr. Jens-Christian Wagner, am 
06.09.2013 Strafanzeige gegen die verantwortlich handelnden Personen der 
NPD. Die Staatsanwaltschaft Mühlhausen leitete daraufhin ein Ermittlungs-
verfahren wegen des Verdachts der Störung der Totenruhe im Sinne des § 168 
Abs. 2 StGB gegen die Verantwortlichen des Landesvorstandes der NPD ein.
Nach § 168 Abs. 2 StGB macht sich strafbar, wer an einer öffentlichen To-
tengedenkstätte beschimpfenden Unfug verübt, d.h. nach der einschlägigen 
Kommentierung eine grob ungehörige, rohe Gesinnung zeigende Handlung 
vornimmt, die sich nicht gegen den Ort selbst zu richten braucht, in der aber 
die Missachtung gegenüber seinem herausgehobenen Charakter zum Ausdruck 
kommt. Nach dieser Definition kommt nach Auffassung der Staatsanwalt-
schaft Mühlhausen, die ich teile, hier eine Strafbarkeit der Verantwortlichen 
nach § 168 Abs. 2 StGB in Betracht.

Darüber hinaus kommt nach meiner Auffassung auch eine Strafbarkeit wegen 
der Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener gemäß § 189 StGB sowie we-
gen Volksverhetzung gemäß § 130 Abs. 1 StGB (vgl. hierzu den Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts vom 12.03.2004 – Az. 1 BvE 6/04) in Betracht.

Ich denke, wir sind uns einig, dass die besagten Plakate allein bereits eine 
unerträgliche Pietätlosigkeit darstellen. In unmittelbarer Umgebung der 
KZ-Gedenkstätte Mittelbau-Dora geht von den Plakaten jedoch eine nicht 
hinnehmbare Verhöhnung der Opfer der sog. „Zigeuner-Verfolgung“ im KZ 
Mittelbau-Dora aus. Aus diesem Grund halte ich – neben den möglicher-
weise strafrechtlichen Konsequenzen für die Verantwortlichen – ordnungsbe-
hördliche Maßnahmen, erforderlichenfalls im Wege der Kommunalaufsicht, 
zum unverzüglichen Entfernen der Plakate aus der Umgebung der Gedenk-
stätte Mittelbau-Dora für dringend geboten. Das Erfüllen der vorgenannten 
Straftatbestände dürfe einen Verstoß gegen die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung im Sinne von § 5 ThürOBG darstellen.“
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f) Verbände und Parteien in Schleswig-Holstein

Der Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Schleswig-Holstein, über-
sandte dem Zentralrat am 11. September 2013 eine Zusammenstellung von Soli-
daritätsbekundungen von Organisationen und Persönlichkeiten des gesellschaftli-
chen und politischen Lebens in Schleswig-Holstein. Sie kritisierten die Plakate und 
Flyer als rassistisch und volksverhetzend und forderten Schritte der Justiz.

Im Einzelnen waren das:

– Günter und Ute Grass, für den Vorstand Stiftung zugunsten des Romavolks

– Henning Möbius, Vorsitzender Runder Tisch für Toleranz und Demokratie 
Neumünster

– Wolfgang Seibert, Vorsitzender der Jüdischen Gemeinde Pinneberg

– Margret Steffens

– Renate Schnack, DialogForumNord

– Cindy Baginski, Bündnis gegen Rechts Neumünster

– Klaus Schlie, Landtagspräsident Schleswig-Holstein

– Partei Bündnis 90/Die Grünen, Landesverband Schleswig-Holstein

– Dr. Ralf Stegner und Birte Pauls, SPD-Landtags-Fraktion S.-H.

– Lars Harms, Vorsitzender der Partei SSW

– Astrid Damerow, CDU-Fraktion S.-H.

Gleichzeitig startete ein überparteiliches Bündnis unter Beteiligung des Landesver-
bandes Deutscher Sinti und Roma Schleswig-Holstein eine Plakataktion mit dem 
Titel „Gegen Rassismus und Ausgrenzung“ im dortigen Bundesland.

g) Ausländerbeiräte

Zahlreiche Ausländerbeiräte stellten Strafanzeigen gegen die Wahlplakate in Ba-
den-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz und anderen Bundesländern.
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h) Gewerkschaften

Mehrere Gewerkschaften sprachen sich gegen die diskriminierende Wahlwerbung 
aus und verurteilten das Vorgehen der NPD.

3. Versagen der Justiz im vergangenen Wahlkampf

a) Kein Schutz durch Gerichte und Staatsanwaltschaften

Nachdem einige Städte die Plakate abhängen ließen, rechtfertigten auf Antrag der 
NPD Verwaltungsgerichte in einer Reihe von Entscheidungen die hetzerischen Pla-
kate. Die Gerichte zwangen die Bürgermeister und Stadtverwaltungen, sie wieder 
aufzuhängen und übernahmen dabei Begründungen der NPD, die völlig unakzep-
tabel sind und die Erfahrung aus der Geschichte ignorieren. Die Bewertungen der 
Verwaltungsgerichte, der Staatsanwaltschaften und der Generalstaatsanwaltschaf-
ten gehen nicht nur offensichtlich am Aussagegehalt der Plakate und Pamphlete 
vorbei, sie setzen sich auch in keiner Weise mit den historischen Hintergründen 
und den gravierenden Auswirkungen der Plakate für die betroffene Minderheit 
auseinander. 

Die Ausnahme bildet lediglich das Verwaltungsgericht Wiesbaden, das den Antrag 
der NPD auf Wiederanbringen der Plakate zurückwies und ihr formale Mängel in 
dem Genehmigungsverfahren vorhielt (Nichtbeibringen der Haftpflichtversiche-
rung, wie sie die Satzung über die Sondernutzung vorschreibt.). 

b) Beschluss des Verwaltungsgerichts Kassel

Das Verwaltungsgericht Kassel erließ am 9. September 2013 (Az.: 4 L 1117/13 
KS) den ersten negativen Beschluss, auf den sich in der Folgezeit andere Gerichte, 
Staatsanwaltschaften und Behörden beriefen. Der Beschluss ist im Anhang doku-
mentiert.



22

Die Entscheidung lautet im Tenor:

„Der Antrag der Antragstellerin,

die Antragsgegnerin einstweilen zu verpflichten, die von ihr abgehängten 
Wahlplakate der Antragstellerin mit der Aufschrift „Geld für die Oma statt 
für Sinti und Roma“ im Gebiet der Stadt A-Stadt unverzüglich wieder an 
ihren ursprünglichen Standorten aufzuhängen, 

ist begründet, weil die Antragstellerin einen Anordnungsanspruch und einen 
Anordnungsgrund glaubhaft gemacht hat.“

In der Begründung des Beschlusses wird zunächst zu den Rechtsgrundlagen ausge-
führt:

„Der Anordnungsanspruch ergibt sich aus dem öffentlich-rechtlichen Folgen-
beseitigungsanspruch. Das Abhängen der genannten Wahlplakate war rechts-
widrig.

Dabei kann dahinstehen, ob sich das Abhängen der Wahlplakate rechtlich als 
eine unmittelbare Ausführung (§ 8 HSOG) oder ein Sofortvollzug (§ 47 Abs. 
2 HSOG) darstellt. Denn in jedem Fall fehlt es an den Voraussetzungen einer 
(fiktiven) Grundverfügung. Nach § 11 HSOG können die zuständigen Be-
hörden die erforderlichen Maßnahmen treffen, um eine konkrete Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. Zu den Schutzgütern 
der öffentlichen Sicherheit zählt u.a. die Unversehrtheit der objektiven Rechts-
ordnung. Die genannten Wahlplakate verletzen die Rechtsordnung nicht (…)
Bei der Auslegung und Anwendung von § 130 StGB sind insbesondere die 
aus Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG abzuleitenden verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen zu beachten, damit die „wertsetzende Bedeutung des Kommunikati-
onsgrundrechts auf der Normanwendungsebene“ zur Geltung kommt. Bei der 
Normauslegung erfordert Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG eine im Rahmen der Tatbe-
standmerkmale der betreffenden Gesetze vorzunehmende Abwägung zwischen 
der Bedeutung einerseits der Meinungsfreiheit und andererseits des Rechtsguts, 
in dessen Interesse sie eingeschränkt worden ist. Damit verbietet sich eine In-
terpretation der tatbestandlichen Voraussetzungen einer Strafvorschrift, wel-
che die Erfordernisse des zu schützenden Rechtsguts überschreitet. Auch auf 
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der „Deutungsebene“ haben die Gerichte verfassungsrechtliche Anforderungen 
zu beachten. Voraussetzung der Subsumtion einer Äußerung oder eines Ver-
haltens unter die Tatbestandsmerkmale des § 130 StGB ist, dass die Gerichte 
den Sinn der umstrittenen Äußerung zutreffend erfassen. Dabei haben sie 
nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ausgehend 
vom Wortlaut auch den Kontext und die sonstigen Begleitumstände der Äu-
ßerung zu beachten. Ist eine Äußerung mehrdeutig, so haben die Gerichte, 
wollen sie die zu einer Verurteilung führende Deutung ihrer rechtlichen Wür-
digung zugrunde legen, andere Auslegungsvarianten mit schlüssigen Gründen 
auszuscheiden (vgl. BVerfG, Beschluss vom 06.09.2000 – 1 BvR 1056/95 –, 
juris Rn. 35 f. m. w. N.). Gründe dieser Art können sich zum Beispiel aus den 
Umständen ergeben, unter denen die Äußerung gefallen ist. Auch frühere eige-
ne Kundgebungen einer politischen Partei kommen in Betracht, wenn zu ih-
nen ein eindeutiger Bezug hergestellt wird (BVerfG, Nichtannahmebeschluss 
vom 24.09.2009 – 2 BvR 2179/09 –, juris Rn. 8 m. w. N.)“.

Auf der Grundlage dieser Erwägungen kommt das Gericht sodann zu folgenden 
Schlußfolgerungen:

„Gemessen an diesen Maßstäben kann nicht mit der erforderlichen Sicherheit 
festgestellt werden, dass die Antragstellerin mit den von ihr im öffentlichen 
Straßenraum verbreiteten Plakate den Tatbestand der Volksverhetzung erfüllt, 
denn es sind Auslegungen des Plakatinhalts denkbar, die nicht strafbar sind. 
Dazu im Einzelnen:

Die Plakate mit der Aufschrift „Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“, 
auf denen außer dem Logo der Antragstellerin im Hintergrund das Konterfei 
einer älteren Frau zu sehen ist, könnten allenfalls eine Aufforderung zu Will-
kürmaßnahmen darstellen. Willkürmaßnahmen sind rechtswidrige, diskri-
minierende, auf Schädigung oder Benachteiligung abzielende Maßnahmen 
(Fischer, StGB, 58. Aufl. 2011, § 130 Rdnr. 10).“

und trifft schließlich die folgenden Kernaussagen seines Beschlusses: 

„Es ist denkbar, die Aussage des Plakats dahingehend auszulegen, dass den 
Sinti und Roma unter Verstoß gegen den Gleichheitssatz (Art. 3 GG) und 
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damit diskriminierend, rechtswidrig und willkürlich die ihnen zustehenden 
sozialen Leistungen genommen werden und das so ersparte Geld der älteren 
Generation zukommen soll. Genauso ist es denkbar, die Aussage des Plakats 
dahingehend auszulegen, dass weitere staatliche Mittel eher der älteren Ge-
neration als der Bevölkerungsgruppe der Sinti und Roma zukommen sollen; 
diese Forderung würde keine Volksverhetzung darstellen. Das Gericht sieht 
sich außer Stande, diese zweite Auslegungsvariante mit schlüssigen Gründen 
auszuscheiden.“

Diese Begründung ist unter mehreren Aspekten nicht nachvollziehbar und sachlich 
falsch:

Volksverhetzung liegt sicher vor, wenn „den Sinti und Roma“ „willkürlich ihnen 
zustehende Sozialleistungen genommen würden“. Die Aussage, dass „weitere staatliche 
Mittel eher der älteren Generation als der Bevölkerungsgruppe der Sinti und Roma zu-
kommen sollen“, ist aber nicht weniger rassistisch, volksverhetzend und verfassungs-
widrig. Diese Aussage bedeutet, dass man nicht aus sachlichen oder politischen 
Gründen staatliche Mittel verausgaben soll, sondern sie aufgrund der Abstammung 
und bloßen Zugehörigkeit zu der Minderheit verweigern soll. Auch die deutschen 
Sinti und Roma sind gleichberechtigte Bürger dieses Staates und sie haben genauso 
eine ältere Generation. Der rechtswidrige Charakter kann nicht durch eine andere 
rechtswidrige Interpretation gerechtfertigt werden.

Das Gericht verkennt die Anforderungen an die mögliche „Auslegung“ einer Äuße-
rung, die der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung zugrunde liegen. Verschie-
dene Auslegungen können nur insoweit zulässig sein, wie sie von dem tatsächlichen 
Inhalt und dem Sinn der Aussage mitumfasst sind. Nur das meint das Bundesver-
fassungsgericht in der zitierten Entscheidung aus dem Jahre 2000 mit „den Sinn 
der umstrittenen Äußerung zutreffend erfassen“, wonach Umdeutungen nicht zulässig 
sind.

Die Plakataufschrift („Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“) ist eine vor-
sätzliche Pauschalaussage, die nicht in irgendeiner Form auf bestimmte Leistungen, 
Personenkreise, öffentliche oder private Bereiche etc. eingegrenzt ist. Sie richtet 
sich gegen die gesamte Minderheit, ob es die seit jeher hier beheimateten deut-
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schen Sinti und Roma sind, ob es zugewanderte Roma aus Südost-Europa sind, ob 
es junge oder alte Menschen sind. Deshalb wäre es keine Interpretation, sondern 
eine unzulässige Umdeutung der gezielt pauschalen Aussage, wenn sie nachträglich 
auf „Sozialleistungen“ oder „weitere Leistungen“ eingeschränkt würde. Gerade die 
bewußte oder vorsätzlich in Kauf genommene Pauschalität und das Abstellen auf 
die bloße Abstammung begründen objektiv den Charakter der gruppenbezoge-
nen Menschenfeindlichkeit. Sonst könnte letztlich jede rassistische Hetze gegen 
gesamte Bevölkerungsgruppen mit der Ausrede gerechtfertigt werden, es seien ja 
beispielsweise nur einzelne „Asylmißbraucher“ oder „Kriminelle“ gemeint gewesen. 
Eine solche Umdeutung ist keine zulässige Interpretation im Sinne der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts.

Das Verwaltungsgericht Kassel (4 L1117/13.Ks) fährt in seiner Begründung fort:

„Dies gilt auch im Hinblick auf den von der Antragsgegnerin hergestellten 
Zusammenhang zu einer Kampagne der Antragstellerin mit dem Slogan „Zi-
geunerflut stoppen! Kriminalität bekämpfen!“ Die Antragstellerin hat unter 
Vorlage einer eidesstattlichen Versicherung ihres stellvertretenden Parteivorsit-
zenden glaubhaft gemacht, dass im laufenden Wahlkampf für die Bundestags-
wahl am 22.09.2013 kein Plakat mit der Aufschrift „Zigeunerflut stoppen! 
Kriminalität bekämpfen!“ Verwendung findet. Lediglich in Nordrhein-West-
falen habe es ein vom dortigen Landesverband vertriebenes, postkartengroßes 
Flugblatt mit dieser Aufschrift gegeben; die Verteilung dieses Flugblattes sei 
nach Intervention ihres Bundesvorstands lange vor Beginn des Bundestags-
wahlkampfs eingestellt worden. Damit ist ein Zusammenhang der in der 
Stadt A-Stadt abgehängten Plakate mit der beendeten Kampagne in einem 
anderen Bundesland nicht gegeben. Auch wenn die abgehängten Plakate in 
einer geschmacklosen Weise an dumpfe Ressentiments anknüpfen und verschie-
dene Bevölkerungsgruppen gegeneinander ausspielen, liegt darin noch keine 
Strafbarkeit. In einer demokratischen Gesellschaft müssen auch abwegige Mei-
nungen ertragen werden, solange sie nicht strafrechtlichen Charakter aufwei-
sen. Es bleibt den solche Plakate wahrnehmenden Menschen überlassen, unter 
Betätigung gesunden Menschenverstandes die richtigen Schlussfolgerungen zu 
treffen (ebenso VB B-Stadt, Beschluss vom 07.09.2011 – 1 L 203.11 –).
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Es ist erschreckend, wie das Gericht die Verharmlosung und Rechtfertigung der 
NPD übernimmt.

Das Flugblatt „Zigeunerflut stoppen! Kriminalität bekämpfen“ ist nicht weniger dis-
kriminierend als die Plakate und wurde über Monate hinweg im Internet veröffent-
licht, wo es sich naturgemäß immer noch findet. Der Flyer läßt einen Schluss auf 
die Denkweise der NPD zu.

Es ist sachlich falsch, wenn das Gericht hinsichtlich der Plakate „Geld für die 
Oma…“ argumentiert, es liege keine Strafbarkeit vor, wenn „in geschmackloser Wei-
se (…) verschiedene Bevölkerungsgruppen gegeneinander ausgespielt“ werden. Darum 
geht es nun wirklich nicht. „Oma“ und „Sinti und Roma“ sind ganz sicher nicht 
„verschiedene Bevölkerungsgruppen“. „Omas“ gibt es auch in den Sintifamilien (al-
lerdings mit dem Unterschied, dass viele ihrer Großeltern in Auschwitz und ande-
ren Vernichtungslagern im Namen Deutschlands ermordet wurden).

Ähnlich abwegig ist die Forderung des Verwaltungsgerichts, dass die Menschen, 
die die Plakate wahrnehmen, „ihren gesunden Menschenverstand betätigen“ und die 
„richtigen Schlußfolgerungen treffen“ sollen. Wenn das bedeuten soll, dass den Sinti- 
und Roma-Angehörigen, den Bürgermeistern, Politikern, Parteien und Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft, die sich über diese Plakate zu Recht empören und be-
troffen sind, dieser gesunde Menschenverstand abgesprochen würde, müsste man 
an der Urteilsfähigkeit der Richter Zweifel haben.

c) Bescheid Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main

Am 6. September 2013 schrieb das Hessische Ministerium des Innern und für 
Sport dem Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesverband Hessen:

„Vielen Dank für Ihre E-Mail vom 28.08.2013, in welcher Sie auf die in 
Bad Hersfeld aufgestellten NPD-Plakate mit der Aufschrift „Geld für die 
Oma statt für Sinti und Roma“ hinweisen.

Das Aufstellen der NPD-Wahlplakate wurde am Mittwoch, dem 21.08.2013, 
durch die Kommunalaufsichtsbehörde der Stadt Bad Hersfeld wegen Ver-
dachts der Volksverhetzung gegen die NPD-Verantwortlichen bei der Polizei 
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angezeigt. Durch Polizeikräfte konnte festgestellt werden, dass im Stadtgebiet 
von Bad Hersfeld mehrere derartige NPD-Plakate aufgehängt wurden.

Mit dem Ziel der schnellstmöglichen Unterbindung sowie der Verhinderung 
einer möglichen Ausweitung auf weitere Bereiche Hessens, wurde der Sach-
verhalt am 21.08.2013 der zuständigen Staatsanwaltschaft Fulda vorgelegt. 
Diese stufte das Wahlplakat als strafrechtlich nicht relevant ein. Diese Bewer-
tung wurde seitens der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main am 
22.08.2013 bestätigt. Mit gleichem Ergebnis wurden der Flyer „Zigeunerflut 
stoppen! – Kriminalität bekämpfen!“ (…) durch die Generalstaatsanwalt-
schaft in Frankfurt am Main eingestuft.

Die Inhalte der angeführten NPD-Wahlplakate sind demnach von dem 
Grundsatz der Meinungsfreiheit nach Art. 5 GG gedeckt. Ich nehme Ihr Anlie-
gen sehr ernst, bin jedoch bei allen Überlegungen an die oben angeführten Ent-
scheidungen der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main gebunden.“

Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma wandte sich noch am selben Tag mit 
einem persönlichen Schreiben des Vorsitzenden an den Generalstaatsanwalt in 
Frankfurt und protestierte gegen diese verbreitete Auskunft. Der Zentralrat bat um 
Aufklärung, wie es zu dieser Erklärung an die Innenbehörden in Hessen kommen 
konnte, obwohl hier keine Zuständigkeit gegeben war.

Der Generalstaatsanwalt in Frankfurt a.M. antwortete am 11. September 2013 mit 
einem ablehnenden Bescheid, in dem unter anderem ausgeführt wird:

„Die von Ihnen namentlich erwähnten NPD-Plakate sind, wie Sie zutref-
fend erwähnen, hier einer eingehenden strafrechtlichen Würdigung unterzo-
gen worden.

Sie mögen – insoweit gebe ich Ihnen völlig Recht – an Geschmacklosigkeit und 
Zynismus nicht zu überbieten sein. Allerdings erfüllen die Plakate nach einer 
umfassenden Auswertung der zu dieser Problematik erfolgten Rechtsprechung 
keinen Straftatbestand; insbesondere liegen nicht alle Voraussetzungen für die 
Annahme einer Volksverhetzung gemäß § 130 StGB vor.

Um eine uferlose Ausdehnung dieses Tatbestands zu vermeiden, hat die höchst-
richterliche Rechtsprechung, insbesondere das Bundesverfassungsgericht, stets 
eine restriktive Auslegung dieser Strafbestimmung für erforderlich gehalten.
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Denn ungeachtet ihres möglichen ehrverletzenden Gehalts stellen die textli-
chen und bildlichen Aussagen der NPD-Plakate ein vom Schutzbereich des 
Art. 5 Abs. 1 S. 1 Grundgesetz erfasstes Werturteil dar. Diese Verfassungsnorm 
gibt jedem das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten. Jedermann hat insbesondere in der öffentlichen Auseinan-
dersetzung, zumal im politischen Meinungskampf, gerade in Wahlkampfzei-
ten, das Recht, auch in überspitzter und polemischer Form Kritik zu äußern. 
Dass eine Aussage scharf und übersteigert formuliert ist, entzieht sie – ange-
sichts der Reizüberflutung – nicht schon dem Schutzbereich des Grundgesetzes 
aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 Grundgesetz.“

An Unverschämtheit grenzt es, der betroffenen Minderheit, die Opfer des Ho-
locaust war, in einem Fall, den es in einem solchen Ausmaß und solcher Nach-
haltigkeit bisher nicht gab, vorzuhalten, es müsse eine „uferlose Ausdehnung“ des 
Volksverhetzungsparagraphen vermieden werden.

Außerdem geht es grundlegend am Sachverhalt vorbei, wenn die Ablehnung jeg-
licher strafrechtlicher Relevanz damit begründet wird, dass „überspitzte und pole-
mische“ Kritik und „scharfe und übersteigerte Formulierungen“ im Wahlkampf 
grundgesetzlich zulässig seien. Gegenstand der Plakataufschrift sind nicht „über-
spitzte Kritik, Formulierungen und Begrifflichkeiten“. Diese werden hier von der 
NPD, die sonst immer herabsetzend von „Zigeunern“ spricht, offensichtlich be-
wußt vermieden, um zynisch den gereimten Slogan zu benutzen. Gerade darin liegt 
die gezielt formulierte, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, die die gesamte 
Minderheit als gesellschaftlich minderwertig ausgrenzt. 

Es ist erschreckend, wie mit einer offenkundig unlogischen Beurteilung die diskri-
minierende Hetze flächendeckend gerechtfertigt wurde und die Staatsanwaltschaf-
ten die Minderheit schutzlos stellten.

d) Verwaltungsgericht Gießen und Hessischer Verwaltungsgerichtshof

Nachdem die Oberbürgermeisterin der Stadt Gießen, Frau Dietlind Grabe-Bolz, 
die Plakate hatte abhängen lassen, verfügte auch das Verwaltungsgericht in Gie-
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ßen auf Antrag der NPD, dass sie diese wieder aufhängen musste. Anschließend 
verbot – auf eine Beschwerde der NPD hin – der Hessische Verwaltungsgerichts-
hof (VGH) in Kassel am 18. September 2013 der Oberbürgermeisterin noch, sich 
öffentlich zu dem diskriminierenden Vorgang und zu dem Verhalten der NPD zu 
äußern. Es handelt sich nicht nur im Ergebnis um weltfremde Entscheidungen, 
die sich vollständig auf die Seite der rechtsextremistischen Partei stellen und den 
Schutz der Minderheit vollständig ignorieren.

Im Tenor des Beschlusses des VGH (Az.: 8 L 1914/13.GI) heißt es: 

„Der Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung untersagt, 
zu Lasten der Antragstellerin in den laufenden Bundestags- und Landtags-
wahlkampf einzugreifen, insbesondere öffentlich ein Verbot der Antragstelle-
rin zu fordern, und

wörtlich oder sinngemäß zu behaupten, zu verbreiten oder verbreiten lassen, 
die aktuelle Plakataktion der Antragstellerin in der Stadt Gießen zeige, dass 
die Antragstellerin „sich nicht an unsere Gesetze hält und an einem fairen 
demokratischen Wettbewerb kein Interesse hat.“

Die Oberbürgermeisterin hatte in einer Presseinformation vom 10. September 
2013 erklärt, die Stadt bereite aktuell auch eine Strafanzeige wegen Volksverhet-
zung gegen den Landesvorsitzenden der NPD vor. Gleichzeitig bedauere sie das 
immer währende juristische Tauziehen um die NPD und ihre Propaganda. Sie hof-
fe inständig, dass endlich ein Verbotsverfahren gegen die NPD eingeleitet werde. 
Die Plakataktion der NPD sei für sie ein weiteres Beispiel dafür, dass die NPD sich 
nicht an unsere Gesetze halte und an einem fairen demokratischen Wettbewerb 
kein Interesse habe.

Der VGH urteilte dazu in dem o.g. Beschluss vom 18. September 2013:

„Mit dieser Äußerung verletzt die Oberbürgermeisterin der Antragsgegnerin 
die den Gemeinden und ihren Organen durch das bundesverfassungsrecht-
liche Gebot der freien Wahl auferlegte Neutralitätspflicht (vgl. dazu BVer-
wG, Urteil v. 18.4.1997 – 8 C 5/96 -, zit. nach juris). Nach dem verfas-
sungsrechtlichen Grundsatz der freien Wahl (Art. 38 Abs. 1 Satz 1, Art. 28 
Abs. 1 Satz 2 GG) muss der Wähler in einem freien und offenen Prozess der 
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Meinungsbildung ohne jede unzulässige Beeinflussung von staatlicher oder 
nichtstaatlicher Seite zu seiner Wahlentscheidung finden können. Das Gebot 
der freien Wahl untersagt es staatlichen und gemeindlichen Organen, sich in 
amtlicher Funktion vor Wahlen mit politischen Parteien zu identifizieren und 
sie als Amtsträger zu unterstützen oder zu bekämpfen (BVerfG, Beschluss v. 
17.9.2013 – 2 BvE 4/13; Urteil v. 2.3.1977 – 2 BvE 1/76; BVerwG, Urteil 
v. 18.4.1997 – 8 C 5/96 –; zit. nach juris).“

Die Entscheidung ist unhaltbar, nicht nur weil sie im Ergebnis jede Kritik durch 
Amtsträger verbietet, sogar wenn sich diese Kritik gegen rechtsstaatswidrige, dis-
kriminierende Praktiken wendet. Wenn eine Partei menschenfeindliche, diskri-
minierende Praktiken einsetzt, muss es den Behörden und Amtsträgern, die für 
den öffentlichen Frieden und das Wohl der Bevölkerung zuständig sind, nicht nur 
Pflicht sein einzuschreiten, sondern sie müssen auch befugt sein, zu diesen Vorgän-
gen öffentlich Stellung zu nehmen. Das gilt insbesondere dann, wenn – wie hier 
– öffentliche Medien dazu berichtet haben und entsprechende Erklärungen zu dem 
Einschreiten erwarten. 

Die Frage der Rechtmäßigkeit und Gesetzmäßigkeit von Wahlkampfpraktiken ist 
nicht Teil des Wahlkampfes, sondern eine Frage der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, selbst dann, wenn Gerichte Probleme haben, verbotene Hetze vom zu-
lässigen, demokratischen Meinungskampf zu unterscheiden. Die Verweigerung 
entsprechender Auskünfte durch die Oberbürgermeisterin an die Presse wäre nicht 
nur weltfremd, sondern verstöße auch gegen die Informationspflichten der staatli-
chen Behörden gegenüber der Öffentlichkeit. 

Im Hinblick auf die Rechtswidrigkeit der Plakataktion führt der VGH dann noch 
im Ton der Zurechtweisung gegenüber der Stadt Gießen Folgendes aus:

„Die erforderliche Wiederholungsgefahr ergibt sich nicht nur aus der bereits 
erfolgten Äußerung, sondern auch daraus, dass die Antragsgegnerin und deren 
Oberbürgermeisterin im vorliegenden Verfahren nach wie vor an der erfolgten 
Äußerung festhalten, wie sich aus der dem Senat übersandten Stellungnahme 
vom heutigen Tage ergibt, obwohl in dem zwischen den Beteiligten dieses Ver-
fahrens geführten weiteren Verwaltungsstreitverfahren das Verwaltungsgericht 
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Gießen in seinem Beschluss vom 12. September 2013 – 4 L 1892/13.Gl – 
Folgendes ausgeführt hat:
„Zur Vermeidung weiterer Rechtsstreitigkeiten weist das Gericht vorsorglich 
darauf hin, dass sich auch im Übrigen der Bescheid der Oberbürgermeisterin 
der Stadt Gießen vom 9. September 2013, der per E-Mail an die Antragstel-
lerin gesandt wurde, als eindeutig rechtswidrig darstellt. Der Bescheid, der 
weder eine Rechtsbehelfsbelehrung enthält noch irgendeinen Paragraphen zi-
tiert, ist bereits deswegen rechtswidrig, weil die von der Antragstellerin aufge-
hängten Plakate mit dem Aufdruck ‚GELD FÜR DIE OMA STATT FÜR 
SINTI & ROMA‘ den Straftatbestand der Volksverhetzung nicht erfüllen und 
daher der als Grund für ein Einschreiten angenommene Verstoß gegen die 
im Beschluss des Verwaltungsgerichts Kassel vom 9. September 2013 (Az. 4 
L 1117/13.KS) dargelegte Rechtsauffassung den beiden Beteiligten bekannt 
ist. Auch hat der Abteilungsleiter der Generalstaatsanwaltschaft in Frankfurt/
Main dem Gericht telefonisch am 9. September 2013 in dem Parallelverfah-
ren 4 L 1841/13.Gl mitgeteilt, dass nach seiner Prüfung in dem Plakat der 
Antragstellerin mit dem Aufdruck ‚GELD FÜR DIE OMA STATT FÜR 
SINTI & ROMA‘ der Straftatbestand der Volksverhetzung nicht erfüllt sei 
und dies per E-Mail an alle Staatsanwaltschaften in Hessen kommuniziert 
worden sei und darüber Konsens bestünde“.“

Dem VGH genügt es offensichtlich nicht, die Haltung des Verwaltungsgerichts zu 
übernehmen. Die Richter legen auch noch Wert darauf, die Bewertung durch die 
Stadt Gießen sei „eindeutig“ rechtswidrig hervorzuheben und zu betonen, dass da-
rüber hessenweit „Konsens bestünde“. Obwohl sich ein direkter Vergleich verbietet, 
kommt man nicht umhin, sich an den Eifer zu erinnern, mit dem frühere Juristen 
und Justizbehörden rassistischen Vorstellungen über Sinti und Roma gefolgt sind 
(siehe unten 4. c) „Justiz und Aufarbeitung der Geschichte“).

e) Staatsanwaltschaft Duisburg

Auf unsere Strafanzeige hin übersandte die Staatsanwaltschaft Duisburg dem Zent-
ralrat Deutscher Sinti und Roma bezüglich des NPD-Flugblattes „Zigeunerflut stop-
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pen! Kriminalität bekämpfen“ am 16. Juli 2013 eine Einstellungsverfügung, mit der 
sie ein Ermittlungsverfahren ablehnte. In der Begründung heißt es u.a.:

„Der vorstehende Sachverhalt erfüllt weder den Tatbestand der Volksverhet-
zung (§ 130 Strafgesetzbuch) noch den der öffentlichen Aufforderung zu Straf-
taten (§ 111 Strafgesetzbuch) oder der Beleidigung (§ 185 Strafgesetzbuch).

Für alle genannten Tatbestände sind zunächst die relevanten Erklärungsin-
halte zu ermitteln. Dazu ist sowohl eine Einzelbeurteilung der Formulierun-
gen als auch eine Gesamtbetrachtung samt Begleitumständen aus Sicht eines 
objektiven ‚Empfängers‘ vorzunehmen. Dabei ist zu beachten, dass bei meh-
reren Interpretationsmöglichkeiten, von denen eine keine strafrechtliche Rele-
vanz entfaltet, dieser nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung der Vorrang 
einzuräumen ist. 

Vorliegend ergibt sich daraus Folgendes:

Zwar ist die Bezeichnung „Zigeuner“ nicht zuletzt durch die diffamierende 
Verwendung zu Zeiten des NS-Unrechtsregimes belastet. Gleichwohl ist deren 
Gebrauch für sich betrachtet nicht strafrechtlich relevant. Dass der Begriff von 
Personen, namentlich solchen, die dem rechten Rand des politischen Spek-
trums zuzuordnen sind, mitunter als bewusste Provokation benutzt wird, än-
dert an dieser Bewertung nichts.

Der zusammengesetzte Begriff „Zigeunerflut“ überschreitet – auch in Ver-
bindung mit dem Wort „stoppen“ – die Grenze strafrechtlicher Erheblichkeit 
ebenfalls nicht, da von einer Aberkennung des Menschseins allein dadurch 
noch keine Rede sein kann. Vielmehr ist der Erklärungsinhalt auch dahin-
gehend zu verstehen, dass eine politisch zugespitzte Auseinandersetzung mit 
einer großen Zahl an Zuwanderern in Deutschland und den damit aus Sicht 
der Flugblattersteller einhergehenden Problemen im Bereich der Kriminalität 
erfolgen soll.“

Die von der Staatsanwaltschaft – entweder in erschreckender Unkenntnis oder zy-
nisch – geführte Diskussion zum „Zigeuner“-Begriff hat mit der hier anstehenden 
Frage nichts zu tun und ist deshalb nicht sachgerecht. Das Pamphlet wäre genauso 
diskriminierend und menschenfeindlich, wenn dort „Sinti und Roma“ stünde. 
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Gänzlich unakzeptabel ist die Argumentation, zu rechtfertigen sei der „Erklärungs-
inhalt“, dass „eine politisch zugespitzte Auseinandersetzung mit einer großen Zahl an 
Zuwanderern in Deutschland und den damit aus Sicht der Flugblattersteller einher-
gehenden Problemen im Bereich der Kriminalität erfolgen“ solle. Diese Interpreta-
tion ist ebenso diskriminierend und volksverhetzend wie jede andere Auslegung 
des Flugblatt-Textes. Im Zusammenhang mit der Zuwanderer-Debatte von „Zi-
geunerflut“ zu sprechen, die „Probleme im Bereich der Kriminalität“ mit sich bringe, 
verstößt eklatant gegen geltende Rechtsstaatsprinzipien, wonach nur jeder Einzel-
ne sein Fehlverhalten zu vertreten hat, nicht aber seine Volksgruppe, Familie oder 
sonstige Gemeinschaft, der er angehört. „Sippenhaftung“, wie es sie im National-
sozialismus gab, ist in unserem Rechtsstaat nicht mehr zulässig. 

Außerdem läge mit einer solchen pauschalen Zuschreibung von Kriminalität, wie 
sie das Gericht vornehmen will, ein direkter Verstoß gegen die Schutzbestimmun-
gen des „Rahmenübereinkommens zum Schutz nationaler Minderheiten“ (Art. 3) 
vor, die eine solche Zuordnung gesetzlich untersagen. Dazu legte die Innenminis-
terkonferenz noch im Jahre 2010 einen entsprechenden Bericht und Beschluss vor. 
Es ist unbegreiflich, dass diese grundlegenden Tatsachen nicht bekannt sind oder 
absichtlich ignoriert werden.

Ebenso skandalös ist schließlich die folgende Erwägung der Staatsanwaltschaft 
Duisburg:

„Auch in der Darstellung von Waffen ist keine eindeutige Aufforderung er-
kennbar, mit Gewalt gegen Sinti und Roma vorzugehen. Ebenso wahrschein-
lich und plausibel ist die Interpretation, dass von den politisch geforderten 
Maßnahmen eben nur die kriminellen Einwanderer, die ihrerseits die Waffen 
tragen und verwenden, betroffen sein sollen. Unabhängig von der Frage, ob 
mit der ersten Interpretation bereits eine hinreichend konkrete Tat gegeben 
wäre, steht damit eine gleichwertige Interpretation mit straflosem Inhalt im 
Raum“. 

Offenbar mit dem Wunsch, Gründe für eine Rechtfertigung des Flugblattes zu fin-
den, greift die Staatsanwaltschaft auf eine Veränderung des Aussagegehaltes zurück. 
Hätte die NPD, wie ihr zugute gehalten wird, tatsächlich zum Ausdruck bringen 
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wollen, dass sie „kriminelle Einwanderer, die ihrerseits Waffen tragen und verwen-
den“ meinte, hätte sie das geschrieben. Die Formulierung „Zigeunerflut stoppen! 
Kriminalität bekämpfen!“ lässt jedenfalls eine solche Interpretation nicht zu, ohne 
dass der tatsächliche Aussagegehalt unzulässig verändert wird. Im Übrigen wäre die 
Zulassung eines Flugblattes etwa mit der Aufschrift „Judenflut stoppen!“ zu Recht 
undenkbar.

f) Generalstaatsanwaltschaft Düsseldorf

Auf die Beschwerde des Zentralrats hin verfasste die Generalstaatsanwaltschaft 
Düsseldorf mit Datum vom 10. September 2013 einen Bescheid, mit dem sie un-
sere Beschwerde verwarf. Sie schrieb:

„Dass die Beschuldigten – wohl nicht zum ersten Mal – Vorurteile auf die 
Bevölkerungsgruppe der Sinti und Roma projizieren, der, wie wir alle wis-
sen, während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft im „Dritten Reich“ 
maßloses Leid zugefügt worden ist, ist auch aus meiner Sicht kaum erträg-
lich. Dennoch vermag ich bei der mir gesetzlich auferlegten Beachtung verfas-
sungsrechtlicher Vorgaben in der Meinungsäußerung, als die das beanstandete 
„Flugblatt“ angesehen werden muss, zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für eine Straftat nicht zu finden.“

Diese Formulierungen („(…) aus meiner Sicht kaum erträglich (…)“) muten fast 
zynisch gegenüber den Betroffenen an, wenn es dann im Bescheid weiter heißt:

„Vielmehr lässt die Darstellung auch die Deutung zu, dass eine Beschränkung 
von Zuwanderung lediglich als Beitrag zu einem breiter und allgemeiner ver-
folgten Ziel, nämlich der Reduzierung von Kriminalität, verstanden werden 
soll, wobei Sinti und Roma zwar als Problem, nicht aber notwendigerweise 
als Objekt feindseliger Gefühle und Handlungen oder als verächtlich hinge-
stellt werden.“

Wenn die Generalstaatsanwaltschaft Düsseldorf die Behauptung für zulässig hält, 
bei der „Reduzierung von Kriminalität“ seien „Sinti und Roma (…) als Problem anzu-
sehen“ rechtfertigt sie rechtsstaats- und gesetzeswidrige Aussagen. Nach dem Werte-
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system unseres Grundgesetzes verbietet sich eine Zuordnung von Kriminalität mit 
dem Kriterium der Abstammung (genauso wie beispielsweise mit der Hautfarbe). 
Die insoweit bestehenden Bewusstseinsdefizite in Bereichen der Justiz bedürfen 
dringender Aufarbeitung. Ebenso ist es notwendig, endlich auch bezüglich der Sin-
ti und Roma die Lehren aus der jüngsten Geschichte zu ziehen.

g) Landgericht Bremerhaven 

Der Verband Deutscher Sinti und Roma in Bremerhaven erhob Anfang September 
2013 beim dortigen Landgericht eine Zivilklage gegen das Aufhängen der Plaka-
te. Antragsgegner war die dortige NPD. Auf dringendes Anraten der zuständigen 
Richterin, die der Klage keine Erfolgsaussichten beimessen wollte, nahm der Ver-
band auch im Hinblick auf das hohe Kostenrisiko, die Klage zurück. In einer öf-
fentlichen Erklärung wies der Verband durch seinen Vorstand Roberto Larze darauf 
hin, dass diese Entscheidung „schweren Herzens“ getroffen worden sei. Nach wie 
vor seien aber die staatlichen Stellen gefordert, gegen diese massive und nachhalti-
ge öffentliche Stigmatisierung einzuschreiten und die Schritte auch bis zur letzten 
Instanz durchzusetzen, erklärte Larze. 

4. Besondere Betroffenheit der Minderheit – Historischer Hintergrund

a) Nicht aufgearbeiteter NS-Völkermord

Die öffentliche Hetze gegen die Sinti und Roma durch eine Partei wie die NPD 
kann nicht ohne Berücksichtigung des historischen Hintergrunds des Völkermor-
des durch die Nationalsozialisten bewertet werden. Die sich aus der Geschichte 
ergebende, besondere Verantwortung des Staates Bundesrepublik muss bei einer 
Güterabwägung auch gegenüber Art. 5 Grundgesetz entscheidend ins Gewicht fal-
len. Die Überlebenden des Holocaust fühlen sich wieder an das damalige Schüren 
von Hass gegen alle, die nicht der sog. „Volksgemeinschaft“ zugeordnet wurden, 
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erinnert. Das haben alle bislang ergangenen, richterlichen Entscheidungen voll-
ständig ignoriert.

In diesem Zusammenhang sind einige grundlegende Fakten des nationalsozialis-
tischen Völkermords an den Sinti und Roma in Erinnerung zu rufen. Damit soll 
gleichzeitig Vorurteilen und falschen Vorstellungen entgegentreten werden, die in 
Folge der Nazipropaganda in großen Teilen der Gesellschaft bis heute immer noch 
fortleben. Auch wenn Justizbehörden die Wahlpropaganda ausschließlich einer 
„Auseinandersetzung mit einer großen Zahl von Zuwanderern“ zuordnen wollen, 
zeigt sich eine unzutreffende, vorurteilsbeladene Vorstellung über die Minderheit 
der deutschen Sinti und Roma. 

Bundespräsident Roman Herzog sagte am 16. März 1997 in seiner für die Minder-
heit historischen Rede anläßlich der Eröffnung des Dokumentations- und Kultur-
zentrums Deutscher Sinti und Roma in Heidelberg:

„Der Völkermord an den Sinti und Roma ist aus dem gleichen Motiv des Rassenwahns, 
mit dem gleichen Vorsatz und dem gleichen Willen zur planmäßigen und endgültigen 
Vernichtung durchgeführt worden wie der an den Juden. Sie wurden im gesamten Ein-
flussbereich der Nationalsozialisten systematisch und familienweise vom Kleinkind bis 
zum Greis ermordet.“

Die deutschen Sinti und Roma waren und sind in Deutschland eine alteingesesse-
ne nationale Minderheit und sind seit mehr als 600 Jahren Bürger dieses Staates. 
Im Gegensatz zu den propagandistischen Klischees der Nationalsozialisten waren 
Sinti und Roma bis zur sogenannten „Machtergreifung“ als deutsche Staatsbürger 
ebenso Bestandteil dieser Gesellschaft wie die Juden. Sie übten bzw. üben heute 
oftmals seit Generationen in ihren Heimatorten genauso die Berufe der Mehrheits-
bevölkerung als Arbeiter, Angestellte, Geschäftsleute, Künstler usw. aus und hatten 
und haben ihren festen Platz im gesellschaftlichen Leben. Sie waren früher Solda-
ten in der kaiserlichen Armee oft mit hohen Auszeichnungen und später auch in 
der Wehrmacht. Dokumente belegen, dass sich der Kommandant von Auschwitz, 
Rudolf Höß, bei Himmler in Berlin darüber beschwerte, dass Sinti und Roma teil-
weise in ihren Uniformen mit Rangabzeichen und mit Orden in das KZ deportiert 
worden seien. 
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Die mit dem Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft einsetzende Ausson-
derung und Entrechtung beendete für unsere Minderheit das bis dahin selbstver-
ständliche Leben als deutsche Bürger. Die Konzentrations- und Vernichtungslager 
Auschwitz, Treblinka, Sobibor, Majdanek, Bergen-Belsen und andere stehen sym-
bolhaft für den staatlich organisierten Holocaust an den Sinti und Roma. 

b) Fortdauernde Diskriminierung nach 1945 durch frühere NS-Täter

Die Betroffenen erleben die jetzige öffentliche Hetze auch vor dem Hintergrund 
einer fortdauernden Diskriminierung und öffentlichen Stigmatisierung nach 1945. 
Anders als bezüglich der Shoa, dem Holocaust an den Juden, gab es nach Grün-
dung der Bundesrepublik Deutschland keine Aufarbeitung der nationalsozialisti-
schen Verbrechen an unserer Minderheit.

Im Gegenteil: Die früheren Täter und Organisatoren des Völkermordes an den 
Sinti und Roma wurden wieder in Schlüsselpositionen des öffentlichen Dienstes 
und der Sicherheitsbehörden übernommen – angefangen von den SS-Leuten im 
Reichssicherheitshauptamt (RSHA) bis hin zu den Gestapo- und Polizeibeamten in 
den NS-Leitstellen, welche die familienweisen Deportationen durchgeführt hatten. 

Keiner der Hauptverantwortlichen aus dem Reichssicherheitshauptamt wurde je 
für diesen Völkermord an den Sinti und Roma zur Rechenschaft gezogen. Stattdes-
sen wurden die SS-Leute aus der sogenannten „Zigeuner“-Zentrale des RSHA in 
Berlin fast geschlossen in die Polizei der neuen Bundesrepublik übernommen. SS-
Oberführer Paul Werner, der zur Spitze des Reichssicherheitshauptamtes gehörte, 
konnte bis in die 1960er Jahre als Ministerialrat im Stuttgarter Innenministerium 
arbeiten. Ihm unterstand vor 1945 zeitweise im RSHA die o.g. „Reichszentrale zur 
Bekämpfung des Zigeunerunwesens“, die zentral den Völkermord an den Sinti und 
Roma organisierte. Obwohl er in seiner staatsanwaltlichen Vernehmung am 19. Mai 
1959 seine frühere Tätigkeit im Reichssicherheitshauptamt einräumte und angab, 
es habe die Absicht bestanden, „die gesamte zigeunerische Bevölkerung des ganzen 
Reichsgebiets zu erfassen“ und eine „gleichmäßige Behandlung aller Zigeunerfra-
gen im Reichsgebiet“ herbeizuführen, blieb er unbehelligt im Dienst und das Ver-
fahren wurde „mangels ausreichenden Tatverdachts“ eingestellt.
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In der sog. „Landfahrerzentrale“ des Bayerischen Landeskriminalamtes waren die 
SS-Offiziere, die in der „Reichszentrale zur Bekämpfung des Zigeunerunwesens“ 
in Himmlers Reichssicherheitshauptamt das Vernichtungsprogramm organisiert 
hatten, wieder zuständig für polizeiliche Maßnahmen gegen die Minderheit – und 
zwar bundesweit. Sie führten die Sondererfassung von Sinti und Roma mit den 
„Rasse“-Unterlagen und -Karteien fort, die sie aus der SS-Reichszentrale mitge-
nommen hatten. Sie verbreiteten auf Polizeitagungen das rassistische Gedankengut 
aus der NS-Zeit und sorgten sogar für die Schaffung rassistischer Gesetzgebung, 
wie etwa die Bayerische „Landfahrerordnung“, die nur zum Ziel hatte, die Minder-
heitenangehörigen zu kriminalisieren, sie mit polizeilichen Kontrollen zu schika-
nieren und sie Repressalien auszusetzen. 

Für viele Familien bewirkten diese permanenten Schikanen, dass sie Schwierigkei-
ten bekamen, im Berufs- und Erwerbsleben wieder Fuß zu fassen. In der Bevölke-
rung wurden Ausgrenzung und Rassismus gegen Sinti und Roma weiter am Leben 
gehalten.

c) Justiz und Aufarbeitung der Geschichte

Ähnlich schlimm und verhängnisvoll für die Minderheit der Sinti und Roma war 
das Verhalten der Justiz während des Nationalsozialismus und in der Zeit nach 
der Gründung der Bundesrepublik Deutschland. Soweit gutausgebildete Juristen 
während des Nationalsozialismus nicht Mittäter der Massenmordverbrechen 
wurden, versagten sie vollständig.

Auch wenn heute in unserem Rechtsstaat die Situation eine andere ist, besteht 
dennoch für die Justiz die Verantwortung, aus der Geschichte zu lernen und den 
Anfängen zu wehren. Das Bundeskriminalamt mit dem Präsidenten Jörg Ziercke 
gab dafür mit der Aufarbeitung seiner Geschichte in den vergangenen Jahren ein 
positives Beispiel. 

Erst seit Kurzem geht eine vom Bundesjustizministerium (BMJ) eingesetzte Kom-
mission der Frage nach, inwieweit die Weiterbeschäftigung der NS-Juristen im BMJ 
den neu gegründeten Rechtsstaat der Bundesrepublik Deutschland beschädigte und 
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NS-Gedankengut weiter am Leben hielt. Das ist gerade am Beispiel der Behandlung 
der Minderheit der Sinti und Roma in eklatanter Weise deutlich geworden.

So arbeitete bis 1964 Franz Maßfeller als Referatsleiter im BMJ. Maßfeller war im 
3. Reich maßgeblicher Kommentator der „Nürnberger Rassegesetze“ und Vertreter 
des Reichsjustizministeriums bei den Folgekonferenzen der Wannsee-Konferenz 
zur „Endlösung der Judenfrage“. Er schrieb in seinem Kommentar zum „Blut-
schutzgesetz“: 

„Nicht nur durch deutsch-jüdische Mischungen wird die Reinheit des deutschen Blutes 
gefährdet. Auch die Mischung anderen artfremden Blutes mit deutschem Blut ist für die 
Weiterentwicklung des Volkes nachteilig (…) Als Träger artfremden Blutes werden (…) 
die Negerbastarde im Rheinland und die sich in Deutschland aufhaltenden Zigeuner in 
Betracht kommen.“ („Blutschutz- und Ehegesundheitsgesetz“ von Gütt, Linden. Maß-
feller, München 1936, S. 225ff.) 

Damit wurde in der Bevölkerung die Haltung erzeugt, dass die anschließenden 
Verfolgungen und Völkermordmaßnahmen gegen Juden und Sinti und Roma auf 
„geltendes Recht“ zurückgingen. Die Bevölkerung hat so dem Ausschluss aus der 
Gesellschaft und den vor aller Augen stattfindenden, familienweisen Deportatio-
nen ruhig zusehen können.

Das Wirken dieser NS-Juristen prägte die Rechtspolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland über Jahrzehnte hinweg. So fällten am 7. Januar 1956 die Richter des 
Bundesgerichtshofs (BGH) ein Grundsatzurteil zur Ablehnung der Entschädigung 
von NS-verfolgten Sinti und Roma. Dort stellte der BGH fest, die „Zigeuner“ seien 
von den Nationalsozialisten zu Recht als „artfremd“ behandelt worden. Der BGH 
verweist dazu auf den Kommentar von Maßfeller und führt weiter aus: „Sie [die 
Zigeuner] neigen, wie die Erfahrung zeigt, zur Kriminalität, besonders zu Diebstäh-
len und Betrügereien, es fehlen ihnen vielfach die sittlichen Antriebe der Achtung von 
fremdem Eigentum, weil ihnen wie primitiven Urmenschen ein ungehemmter Okkupa-
tionstrieb zu eigen ist.“ (BGH IV ZR 211/55 S. 8 und 9 in RZW 56; 113, Nr. 27). 

Die unter der Dienstaufsicht des BMJ stehenden und von dort vorgeschlagenen 
Bundesrichter hatten von Maßfeller und seinen vorgesetzten Kollegen dafür keine 
Kritik zu befürchten.
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Diese Fortschreibung rassistischer „Rechts“-Auffassungen bildete in den folgenden 
Jahrzehnten die Grundlage für das Weiterleben diskriminierender Vorurteile in 
der Bevölkerung und diente vor allen Dingen als Rechtfertigung für Repressali-
en, schikanöse Kontrollen und die Sondererfassung durch Polizeibehörden. Diese 
fand unter bundesweiter Anleitung durch die sogenannte „Landfahrer-Zentrale“ 
im Bayerischen Landeskriminalamt statt. Dort arbeiteten die früheren SS-Leute 
aus dem Reichssicherheitshauptamt, die die Völkermordmaßnahmen gegen Sinti 
und Roma organisiert hatten.  

Durch einen bundesweiten Erlass war bis in die 1970er Jahre hinein geregelt, dass 
Entschädigungsanträge von KZ-Überlebenden der Sinti und Roma generell von 
dem zuständigen Landesentschädigungsamt der „Landfahrerzentrale“ im Bayeri-
schen LKA zur Stellungnahme vorgelegt werden mussten. Die ehemaligen SS-Of-
fiziere bestritten dann durch Vermerke in den Entschädigungsakten im alten NS-
Jargon die Verfolgung der Betroffenen aus „rassischen Gründen“, was nach dem 
Gesetz Voraussetzung für einen Entschädigungsanspruch war. Die Folge war eine 
systematische Ausgrenzung der Holocaust-Überlebenden unserer Minderheit aus 
der Entschädigung für die im KZ erlittenen Qualen und für die massiven Schäden 
an Körper, Gesundheit, Eigentum und beruflichem Fortkommen. Die Überleben-
den standen in den Wiedergutmachungsverfahren erneut den Tätern Auge in Auge 
gegenüber, die für ihr erlittenes Schicksal direkt verantwortlich waren. 

Einige dieser Betroffenen leben heute noch und mussten sich im Jahr 2013 über 
Wochen hinweg die genannten NPD-Plakate ansehen.

Demgegenüber ist es erschreckend, dass – wie die Gerichtsentscheidungen zu dem 
NPD-Plakat zeigen – Justizbehörden daraus keine Konsequenzen gezogen haben, 
sondern diese Hetze mit absurden Erwägungen und Uminterpretationen zu dulden 
suchten.

d) Besonderer Anspruch der Minderheit auf Schutz vor Rassismus

Sinti und Roma haben aufgrund der Geschichte in Deutschland Anspruch auf 
Schutz vor Rassismus und Diskriminierung, den die Rechtsordnung und die Justiz 
gewährleisten müssen.
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Der schleswig-holsteinische Landtag beschloss aus diesem Grund im November 
vergangenen Jahres die Aufnahme der deutschen Sinti und Roma in den Min-
derheitenschutz-Artikel der dortigen Landesverfassung, dem „Grundgesetz“ dieses 
Landes. Mit der entsprechenden Ergänzung von Artikel 5 steht erstmals in einer 
staatlichen Verfassung geschrieben, dass für die Minderheit ein „Anspruch auf 
Schutz und Förderung“ garantiert ist – gleichberechtigt neben den anderen natio-
nalen Minderheiten. Diese Verfassungsbestimmung hat einen grundlegenden Stel-
lenwert: Hier sind die Grundrechte und Staatsziele formuliert, an die sich das Land 
letztlich auch halten muss. Nicht nur jede Form der Ausgrenzung und Benachtei-
ligung von Angehörigen der Minderheit in Gesetzgebung und Politik wird durch 
den Verfassungsartikel verboten. Die Verpflichtung, der Minderheit die gleichbe-
rechtigte Teilhabe und Chancengleichheit in allen gesellschaftlichen Bereichen zu 
sichern, wurde zum Verfassungsgrundsatz erhoben.

Zusätzlich wird die Minderheit der Sinti und Roma durch das „Internationale 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von rassistischer Diskriminierung 
(ICERD)“ und das „Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderhei-
ten“ der europäischen Union geschützt (siehe auch unten unter Ziffer 6). Aufgrund 
dieser Abkommen sind rassistische Praktiken nicht nur in Deutschland, sondern in 
ganz Europa verboten.

Diesen positiven Entwicklungen steht heute für die Minderheit eine Realität ge-
genüber, die in vielen Bereichen von Diskriminierung, Ausgrenzung und Chan-
cenlosigkeit, bis hin zur Bedrohung durch die wiedererstarkten Rechtsextremisten 
geprägt ist. 

e) Von Diskriminierung geprägte Lebensrealität

Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma hat für die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes (ADS) die Bereiche der Diskriminierung anhand der von uns bearbeiteten 
Fälle und Akten der vergangenen drei Jahrzehnte zusammengestellt. In manchen 
Bereichen wurden zwar rassistische Praktiken oder Veröffentlichungen zwischen-
zeitlich – zumindest teilweise – revidiert. Das geschaffene, vergiftete Klima und die 
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virulenten negativen Bilder über die Minderheit in der Gesellschaft bestehen aber 
nach wie vor. Deren Aufarbeitung standen nicht nur die personellen Kontinuitäten 
nach 1945 entgegen, die im Polizei- und Justizbereich das Fortbestehen der rassisti-
schen Ausgrenzung bewirkten. Es existiert nach wie vor gegenüber der Minderheit 
eine institutionalisierte Diskriminierung, die – über die bekannt gewordenen Fälle 
hinaus – subtil hinter vielen Tatbeständen und Entscheidungen steht. 

Nach der früheren Sonderfassung der Sinti und Roma durch ehemalige SS-Ange-
hörige ab 1950 in der sog. „Landfahrerzentrale“ des Bayrischen Landeskriminalam-
tes gibt es auch heute noch schikanöse Kontrollen mit bedrohlichen Übergriffen 
durch die Polizei. Daneben wird die Minderheit in Akten und Pressemitteilun-
gen von Polizei und Staatsanwaltschaften (wie zuletzt im „NSU“-Fall, siehe unten) 
stigmatisiert; selbst rassistische Fahndungsaufrufe (mit „Zigeunertyp“, „Sinti und 
Roma-Clans“, „Landfahrer“, „Euronomaden“) kommen trotz vielfacher Kritik im-
mer noch vor.

Im Bereich der Justiz gab es durch deutsche Gerichte in der Vergangenheit zahl-
reiche rassistische Urteile und Beschlüsse über Sinti und Roma (z.B. der BGH in 
dem oben zitierten Urteil aus dem Jahre 1956: „Kriminelle“ mit „ungehemmtem Ok-
kupationstrieb“, oder das Bochumer Mietrechts-Urteil von 1996: „Sinti und Roma 
(…) generell als Nachmieter einer Wohnung nicht geeignet“; Staatsanwaltschaft Köln 
2011: „Romabanden“; Landgericht Stuttgart 1990er Jahre: „Diebstahl mit der Mut-
termilch aufgenommen“; Richter hielten jüngst in Verhandlungen Angeklagten vor, 
dass Straftaten Einzelner „dem Ansehen der gesamten Minderheit schaden“ würden. 

Obwohl sich vieles inzwischen geändert hat, gibt es in einzelnen Medien immer noch 
Fälle von diskriminierenden Stereotypen und vorurteilsschürender Bebilderung von 
Nachrichten. Diskriminierende Klischees tauchen immer wieder in der Fernseh- 
und Filmberichterstattung auf, ebenso wie vorurteilsschürende Unterhaltungsfilme 
(„Tatort“, „Eurocops“, „Niedrig und Kuhnt – Kommissare ermitteln“ u.a.).

Kirchenführer (Kardinal Meißner, Köln) bezeichneten Roma öffentlich als „nicht 
integrationsfähig“ und Ähnliches.

Umfragen haben ergeben, dass Sinti- und Roma-Kinder in erheblichem Ausmaß 
Diskriminierung in der Schule und Nachbarschaft erfahren. Das gleiche gilt für die 
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Diskriminierung am Arbeitsplatz und bei der Wohnungssuche (Mobbing mit der 
Titulierung als „Zigeuner“). Hinzu kommt eine massive Ausbeutung von Arbeits-
kräften aus Südosteuropa (z.B. in der Fleischindustrie). 
Versicherungen benachteiligten Sinti und Roma durch besondere Vertragsbedin-
gungen („dubiose Schäden aus dem Kreis der Landfahrer“), Banken mit besonderen 
Geschäftsbedingungen (KfW: „Soziale Besonderheit “, CC-Bank: „Keine Zugehö-
rigkeitspässe von Sinti und Roma“); Anwälte melden sich mit Aufforderungen zur 
„Begleichung der Schulden“ von „Landsleuten“ beim Zentralrat.

Nach wie vor besteht für die Minderheit ein weitgehender Ausschluss aus gesell-
schaftlichen Gremien wie z.B. aus Rundfunkräten und Landesmedienanstalten. 
Diskriminierungen erfolgen auch beim Zugang zu öffentlichen Einrichtungen/Plät-
zen, bei Campingplätzen bis 2013. 

In bekannten Reiseführern gab es die Warnung vor „Zigeunern“ in Mallorca und 
in anderen Reisezielen. Sorge bereiten im Bereich des Sports rassistische „Fan“-Ak-
tionen und Vorfälle in Stadien und Sporthallen, bei denen rechte Gewalttäter die 
Parole: „Zick Zack Zigeunerpack“ skandieren.

Diskriminierende Aussagen und Rassismus gegen Sinti und Roma fanden sich in 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen und sonstiger Literatur, u.a. in kriminolo-
gischen Standardwerken, Lexika (weitestgehend korrigiert) und in ethnologischen 
Abhandlungen (Dr. Arnold und Nachfolger).

f) Aktuelle Stigmatisierung der Sinti und Roma im sog. „NSU“-Verfahren

Einen besonders schwerwiegenden Fall öffentlicher Diskriminierung durch Justiz 
und Polizei erlebten die Sinti und Roma aktuell im sogenannten „NSU“-Verfahren 
während der Ermittlungen nach dem Anschlag gegen zwei Polizeibeamte in Heil-
bronn, bei dem die Polizeibeamtin Kiesewetter ermordet und ihr Kollege schwer 
verletzt wurde. 

Veranlasst durch Sprecher von Staatsanwaltschaft und Polizei war unmittelbar nach 
der Tat im Jahre 2007 eine massive Stigmatisierung der Sinti und Roma betrie-
ben worden. Sinti und Roma – unter ihnen auch viele ältere Menschen – wurden 



44

grundlos massiven Polizeikontrollen unterworfen. Das Klischee von der angeblich 
„umherziehenden Minderheit“ und die althergebrachten Stereotypen über „Zigeu-
ner“ veranlassten die Behörden, die Minderheit pauschal und landesweit in diesem 
schweren Kriminalfall unter Verdacht zu stellen. Dabei beriefen sie sich auf eine am 
Tatort aufgefundene DNA-Spur der von der Polizei sogenannten „Phantom-Frau“. 
Die Spur war in verschiedenen Teilen Deutschlands, Österreichs und Frankreichs 
aufgetaucht. Die Behörden sprachen bundesweit in Presse und Fernsehen von „Er-
mittlungen im Zigeuner-Milieu“ und der angeblich „heißesten Spur“ bei verdächtigen 
„Sinti-Clans“ und Mitgliedern von „mobilen sozialen Gruppen wie Sinti und Roma, 
die doch schwer zu fassen sind“. Von Seiten des zuständigen Justizministeriums wur-
de die Vorgehensweise der Staatsanwaltschaft gerechtfertigt. Die gesamte Situation 
löste bei der Minderheit große Besorgnis aus. 

Die DNA-Spur stellte sich im Jahre 2009 als falsch und als Ermittlungspanne heraus.

Das Vorgehen der Behörden in einem solchen spektakulären Fall war besonders 
verantwortungslos, weil bereits früh konkrete Zweifel an der Echtheit der DNA-
Spuren bestanden.

Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma begrüßte im November 2011 die Auf-
klärung des brutalen Mordes und Mordversuchs in Heilbronn. Angesichts der Zu-
gehörigkeit der mutmaßlichen Täter zum „Thüringer Heimatschutz“, einer neo-
nazistischen Vereinigung, die auch den Ermittlungsbehörden seit Jahren bekannt 
gewesen war, wiesen wir zum wiederholten Male auf die Gefährlichkeit derartiger 
Organisationen hin. 

Dem NSU-Untersuchungsausschuss des Bundestages sprach der Zentralrat jetzt 
für seine geleistete Arbeit Anerkennung aus. In einem Schreiben an dessen Vor-
sitzenden, Sebastian Edathy, MdB, haben wir hervorgehoben, dass der Ausschuss 
seinen Untersuchungsauftrag sehr sorgfältig erfüllt habe. Die zu Tage geförderten 
Sachverhalte sind allerdings erschreckend. Der Ausschuss hat bezüglich des Vorge-
hens von Polizei und Staatsanwaltschaft gegen Sinti und Roma im Fall Kiesewetter 
diskriminierende Auffassungen und Praktiken aufgedeckt, die man nicht mehr für 
möglich halten sollte. Wie kann es in einem Rechtsstaat möglich sein, dass auf-
grund eines anonymen Hinweises „Es waren Zigeuner“ (wie der Ausschuss auf Sei-
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te 644 ff. seines Abschlussberichtes an den Bundestag feststellte) und der eigenen 
„Rassen“-Diagnose der Behörden, die Schausteller auf dem Messplatz seien „Sinti 
und Roma“ oder „Landfahrer“, der gesamte Polizei- und Justizapparat einschließ-
lich des BND gegen die Minderheit in Marsch gesetzt wurde. 

Die vom Untersuchungsausschuss jetzt zitierten Aktenvermerke erinnerten an sol-
che der früheren „Landfahrerzentrale“ im Bayerischen LKA. Der Gipfel des Skan-
dals ist, dass nach den Feststellungen des Untersuchungsausschusses die öffentliche 
Verdächtigung und Fahndung gegenüber der Minderheit fortgesetzt wurde, ob-
wohl bereits bekannt war, dass die DNA-Spur des sog. „Phantoms“ falsch war. Hier 
ist offenbar die traditionelle Roma-Feindlichkeit wieder zum Tragen gekommen. 

Diese Arbeitsweise von Polizei und Staatsanwaltschaft in Baden-Württemberg, die 
massive Rechtsverstöße gegen die Minderheitenschutz-Abkommen beinhaltete, 
muss noch aufgearbeitet werden. Es wird auch erforderlich sein, dass die rassisti-
schen Äußerungen und Beschuldigungen aus den Akten über die terroristischen 
Morde beseitigt werden, und insbesondere die über Sinti und Roma gesammelten 
Daten und DNA-Proben vernichtet werden.

Zu einem solchen Versagen von Polizei und Justiz, die für die Gefahren aus dem 
Rechtsextremismus keinerlei Sensibilität und Interesse zeigten, darf es nicht noch ein 
weiteres Mal kommen. Eine Sinti-Familie aus Minden erhielt im zeitlichen Zusam-
menhang mit der Auseinandersetzung um die NPD-Plakate einen schlimmen Droh- 
und Schmähbrief (siehe Anhang), der mit dem Satz beginnt: „Hoch lebe die NSU“.

5. Aufruf an den Bundespräsidenten gegen diskriminierende Wahlkämpfe 

a) Appell wegen Zuwanderungsdebatte im März 2013

Große Besorgnis löste die seit Beginn des Jahres 2013 zunehmend aggressiv geführte 
Debatte über die Zuwanderungen vorwiegend aus Bulgarien und Rumänien aus, 
die schon damals drohte, zu einem wesentlichen Wahlkampfthema zu werden. Der 
Zentralrat wandte sich deshalb am 05. März 2013 an die Öffentlichkeit und gleich-
zeitig mit einem Appell an Bundespräsident Joachim Gauck. Wir appellierten an 
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die demokratischen Parteien, die ausschließlich gegen Roma und Sinti gerichteten 
Diskussionen über Kriminalität und Armutsflüchtlinge nicht weiter zum Wahl-
kampfthema zu machen. Im Rahmen der vorangegangenen öffentlichen Diskussion 
wurde die Minderheit pauschal zu einer „öffentlichen Gefahr“ erklärt und dadurch 
gebrandmarkt und massiv stigmatisiert. Den Bundespräsidenten baten wir, dagegen 
eine Initiative gegenüber den Parteispitzen zu ergreifen. In gesonderten Schreiben 
richteten wir unsere Forderung zu einer diskriminierungsfreien Wahlkampfpraxis 
auch an die Partei- und Fraktionsvorsitzenden. Der Zentralrat Deutscher Sinti und 
Roma bat Bundespräsident Gauck und die Parteien um ein politisches Signal, die 
Zuwanderung nach Deutschland nicht als populistisches Wahlkampfthema auf 
Kosten der Minderheit von Sinti und Roma zu führen. Dies ist auch wichtig, weil 
es gegenüber der Gesellschaft insgesamt notwendig ist, die verfassungsrechtlichen 
Schutzgarantien für die betroffenen Minderheiten deutlich zu machen. Die demo-
kratischen Parteien sind diesem Appell auch in bemerkenswerter Weise gefolgt. 

Der neue Rechtspopulismus in Deutschland, der von Politikern betrieben und von 
den Medien oft aufgegriffen wird, und der mit Vorwürfen von „Betrug bei Sozial-
leistungen“ und „Missbrauch der Freizügigkeit“ bis hin zu „Asylmissbrauch“ und 
„Kriminalität“ operiert, wurde in der Öffentlichkeit ausschließlich auf Angehörige 
der Roma bezogen. Roma werden in der Folge dieser deutschen Diskussion bereits 
jetzt in ihren Herkunftsländern von Politikern und Medien zu Sündenböcken für 
die Verzögerungen bei den Verhandlungen über die Erweiterung des Schengen-
Abkommens, beziehungsweise bei den Beitrittsverhandlungen gemacht. Dadurch 
verschärft sich die Lage der Roma durch erneute Ausgrenzung und Diskriminie-
rung weiter.

Diese Situation bereitet auch deshalb große Sorge, weil gerade ältere Menschen, 
die den Holocaust überlebten, aufgrund dieser Zuschreibungen und nach den An-
schlägen der Terrorgruppe „NSU“ wieder Angst vor rechtsextremer Gewalt haben.

b) Rede des Bundespräsidenten im Kieler Landtag zu Roma und Sinti

Am 22. März 2013 sprach der Bundespräsident in seiner Rede vor dem Landtag von 
Schleswig-Holstein die Thematik und den Minderheitenschutz gegenüber Sinti 
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und Roma an. Er dankte dem Landtag insbesondere dafür, dass seit dem 14. No- 
vember 2012 Artikel 5 der Verfassung von Schleswig-Holstein auch die Kultur 
und Sprache der deutschen Sinti und Roma in Schleswig-Holstein schützt. Er wies 
darauf hin, dass schon seit dem 15. Jahrhundert Sinti und Roma in Deutschland 
leben. Die Verfassungsänderung sei nicht nur eine juristische Präzisierung, sondern 
auch ein politisches Bekenntnis, sagte der Bundespräsident. Die Botschaft aus Kiel 
laute: Minderheitenschutz ist kein Akt der Gefälligkeit, Minderheitenschutz ist 
Ausdruck unserer Demokratie. 

Anschließend führte der Bundespräsident in seiner öffentlichen Rede vor dem 
Landtag und der Presse aus:

 „Ich möchte im Lichte der aktuellen europäischen Entwicklung dieser Bot-
schaft eine besondere Relevanz verleihen. Wir erleben gerade eine sehr emoti-
onale Debatte, weil Roma – die größten Verlierer der Transformationsgesell-
schaften – ihre Heimat aus Not, oft auch wegen aktueller Diskriminierung 
oder gar Verfolgung, verlassen: EU-Bürger aus Bulgarien und Rumänien, die 
in Deutschland und anderen Mitgliedstaaten der EU ein besseres Leben su-
chen. Wenn ihre Anwesenheit in einigen Orten zu Konflikten führt, muss 
das am konkreten Fall geklärt und nach Lösungen gesucht werden. Es muss 
besprochen werden. Eine ganze Gruppe von Menschen zu stigmatisieren oder 
ihnen pauschal die Integrationsfähigkeit abzusprechen, setzt die unheilige 
Tradition jahrhundertealter Diskreditierung, Ausgrenzung und Verfolgung 
fort. Das widerspricht nicht nur dem Prinzip der Gleichberechtigung aller 
Bürger, es widerspricht auch unseren positiven Erfahrungen. Seit den 60er-
Jahren leben nämlich Tausende zugewanderter Roma in Westdeutschland und 
sind gut integriert. Sie kamen aus Jugoslawien als Gastarbeiter zu uns.

Was wir brauchen, sind also Besonnenheit, sachlicher Austausch und Weit-
sicht. Wir brauchen das Bemühen, den Roma nicht nur bei uns, sondern vor 
allem in ihren Herkunftsländern ein menschenwürdiges Leben zu schaffen, 
ihnen mit dem gebotenen Respekt zu begegnen und ihre Würde zu achten. 
Das fordert uns in Deutschland, aber es fordert auch Europa. Das ist eine 
europäische Aufgabe.“
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Die Medien berichteten bundesweit über diese bemerkenswerte Rede und wiesen 
auf den Zusammenhang mit dem vorausgegangenen Appell des Zentralrats hin.

Der Zentralrat dankte Bundespräsident Dr. Joachim Gauck in einem Schreiben 
für seine Rede im Kieler Landtag, mit der er sich schützend vor die Minderheit der 
Sinti und Roma gestellt hatte. Es war das erste Mal, dass ein Bundespräsident sich 
in einer aktuellen öffentlichen Debatte zu der Gefahr der Diskriminierung von 
Sinti und Roma öffentlich geäußert hatte und mit so klaren Worten für Respekt, 
Besonnenheit und die Wahrung der Menschenwürde gegenüber der Minderheit 
eingetreten war.

Der Zentralrat betonte, dass der Appell des Bundespräsidenten umso bedeutender 
war, da die emotionale Debatte um die Armutsflüchtlinge keineswegs zu Ende ist. 
Es gab bereits aggressive Demonstrationen durch rechtsextremistische Organisati-
onen wie „Pro NRW“ vor Häusern, in denen Roma-Familien leben. Hier wurde 
erstmals in Deutschland die Methode der rechtsextremen „Jobbik“-Partei in Ungarn 
angewandt, die dort zu erheblichen Spannungen und Ausschreitungen gegen Roma 
geführt hat. Dies muss vor allem auch den demokratischen Parteien bewusst sein.

Rassismus gegen Sinti und Roma ist ebenso gefährlich und präsent wie der Anti-
semitismus. Allen demokratischen Parteien muss bewusst sein, dass es dabei nicht 
nur um die Minderheiten selbst geht, sondern die Substanz von Rechtsstaat und 
Demokratie angegriffen wird. Es geht mit anderen Worten um das Fundament 
unserer demokratischen Kultur.

6. Forderungen und Rechtsgrundlagen

a) Gesetzliche Regelung

In Behörden und Gesellschaft ist eine erhebliche Verunsicherung entstanden. Die 
einseitigen Entscheidungen der Justiz zugunsten der NPD stehen im Widerspruch 
zu der herrschenden Auffassung in der Gesellschaft und dem Diskriminierungsver-
bot im Wertesystem unserer Rechtsordnung.
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Deshalb bedarf es zur Klarstellung einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung,

– die diskriminierende Wahlkampfplakate (in Gesetzen über Sicherheit und Ord-
nung der Länder, Straßenrecht Bund und Länder) untersagt, ebenso wie

– diskriminierende Fernseh-Wahl- und Werbespots (Programmrichtlinien der 
Sender) und sonstige diskriminierende Werbemittel;

– dabei soll auch auf die besondere Verantwortung nach dem Holocaust hinge-
wiesen werden.

Die Städte und Gemeinden sind im Rahmen der Bewilligung der Sondernutzungs-
rechte zur Plakatierung nicht nur verpflichtet, die Verletzung von Strafgesetzen 
zu beachten (§§ 130, 185 ff. StGB), sondern auch Verstöße gegen Rechtsnormen 
gesetzlicher Diskriminierungsverbote zu prüfen. Diese ergeben sich neben Art. 3 
Grundgesetz in besonderer Weise aus Art. 2 Abs. 1 a. und b. des „Internationalen 
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung“ (vom 
7. März 1966, BGBl: 1969 II S. 962), das derartige Rassendiskriminierung durch 
Personen und Organisationen verbietet. Diese Rechtsnorm ist seit der Ratifizierung 
als gesetzliches Verbot zu beachten. 

Die Plakate stellen außerdem einen Verstoß gegen Art. 4. Abs. 1 des „Rahmenüber-
einkommens zum Schutz nationaler Minderheiten“ (BGBl. 1997 II S. 1408) dar, 
wonach „jede Diskriminierung aus Gründen der Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit verboten“ ist. Dazu zählt auch die autochthone Minderheit der deut-
schen Sinti und Roma, die mit den Plakaten pauschal diskriminiert wird.

Näher zu prüfen haben die Gerichte und Staatsanwaltschaften bezüglich der Ver-
letzung von Strafgesetzen (im Hinblick auf die §§ 130, 185 ff StGB) auch die Ent-
scheidungen des Bundesgerichtshofs zur Verwendung der herabsetzenden Bezeich-
nung als „Juden“, z.B. BGH (in seinem Urteil vom 15. November 1967, Az.: 3 StR 
4/67), wonach sich wegen Volksverhetzung strafbar macht, „wer im Wahlkampf 
einen jüdischen Bewerber auf einem Plakat durch hinzufügen des Wortes „Jude“ als 
solchen kennzeichnet und damit die Forderung nach Ausschluß der Juden von öf-
fentlichen Ämtern zum Ausdruck bringt“. Ebenso zu berücksichtigen sind die üb-
rigen Kriterien, die das Bundesverfassungsgericht zur Strafbarkeit der Bezeichnung 
als „Jude“ (im Sinne von § 130 StGB) im Jahr 2000 aufstellte. Danach kommt 
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eine Strafbarkeit vor allem dann in Betracht, „wenn der Äußernde sich mit der 
nationalsozialistischen Rassenideologie identifiziert“ und die Betroffenen als „Un-
terwertiges Glied der Gemeinschaft‘ abgestempelt“ werden (BVerfG Beschl. vom 
6.9.2000, Az.: 1 BvR 1056/95). 

b) Stellungnahme des Deutschen Instituts für Menschenrechte (DIMR)

 zu den Rechtsgrundlagen

Zu den Rechtsgrundlagen, die von den Verwaltungsgerichten hätten geprüft und 
beachtet werden müssen, gab auf Bitten des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma 
das Deutsche Institut für Menschenrechte, eine vom Bund geförderte, unabhän-
gige wissenschaftliche Einrichtung, eine Stellungnahme ab. Dr. Hendrik Cremer 
erläuterte in seinem schriftlichen Statement vom 16. September 2013:

„Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat in der Vergangenheit wieder-
holt darauf hingewiesen, dass Rassismus und rassistische Diskriminierung in 
Deutschland nicht ausreichend von der Justiz erkannt werden.

Der Beschluss des VG Kassel lässt vor diesem Hintergrund nahe liegende Fra-
gen unbeantwortet:

Ist § 130 StGB alleiniger Maßstab für die Frage, ob der Inhalt der in Frage 
stehenden Wahlplakate gegen die Rechtsordnung verstößt?

Die Fragestellung, ob Äußerungen inhaltlich den Tatbestand der Volksverhet-
zung gemäß § 130 StGB erfüllen, wird in der bisherigen Rechtspraxis nicht 
danach beantwortet, ob eine Aussage rassistisch ist. Ob eine Aussage rassistisch 
ist, wird in der Rechtspraxis zu § 130 als Fragestellung in der Regel gar nicht 
aufgeworfen. 

Es stellt sich überdies die Frage, warum das VG Kassel lediglich („allenfalls“) 
eine Aufforderung zu Willkürmaßnahmen (§ 130 Abs. 1 Nr. 2 StGB) in 
Betracht zieht und nicht etwa einen Angriff auf die Menschenwürde (§ 130 
Abs. 1 Nr. 2 StGB).

Welche Rolle spielen andere Normen, insbesondere die Fundamentalnorm des 
Grundgesetzes, Art. 3 Abs. 3 GG, der explizit vor rassistischer Diskriminie-
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rung schützt und im engen Zusammenhang zu Art. 1 Abs. 1 GG steht? Nach 
Art. 1 Abs. 1 GG ist es die Verpflichtung aller staatlichen Gewalt, die Würde 
des Menschen nicht nur zu achten, sondern auch zu schützen.

Diese Frage stellt sich umso mehr, als Sinti und Roma in Deutschland unzwei-
felhaft unter den besonderen Schutz vor rassistischer Diskriminierung nach 
Art. 3 Abs. 3 GG fallen. Der Schutz für Sinti und Roma vor rassistischer Dis-
kriminierung ergibt sich im Übrigen auch aus weiteren menschenrechtlichen 
Normen, etwa dem Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von rassistischer Diskriminierung (BGBl: 1969 II S. 962).

Die Untersagung von Wahlplakaten mit rassistischem Inhalt kann insbeson-
dere auf Art. 2 Abs. 1 b) des Internationalen Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von rassistischer Diskriminierung (ICERD) gestützt werden. 
Demnach gilt für die Vertragsstaaten die Verpflichtung, eine rassistische Dis-
kriminierung durch Personen oder Organisationen „weder zu fördern noch 
zu schützen noch zu unterstützen“. Folglich dürfen auch Wahlplakate mit 
rassistischen Inhalten nicht vom Staat geschützt werden.

Um völkerrechtliche Verstöße Deutschlands zu vermeiden, haben die Rechtsan-
wendenden den völkerrechtlichen Verpflichtungen Deutschlands aus ICERD 
grundsätzlich Wirksamkeit zu verleihen. Der Vertrag ist von Deutschland ra-
tifiziert worden und damit gemäß Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG innerstaatlich 
geltendes Recht, an das die vollziehende Gewalt und Gerichte gebunden sind 
(Art. 20 Abs. 3 GG).

Die Gewährleistungen der von Deutschland ratifizierten Menschenrechtsver-
träge sind nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch 
bei der Auslegung der Grundrechte des Grundgesetzes zu berücksichtigen, um 
Völkerrechtsverstöße zu vermeiden. Dabei dienen die Gewährleistungen einer 
Menschenrechtskonvention auf der Ebene des Verfassungsrechts als Auslegungs-
hilfen für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite von Grundrechten. Das 
Verbot rassistischer Diskriminierung nach Art. 3 Abs. 3 GG ist demzufolge 
unter Berücksichtigung von Art. 2 Abs. 1 b) ICERD auszulegen.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat bereits in der Vergangenheit da-
rauf hingewiesen, dass Rassismus in seiner Wirkung auf die Betroffenen allzu 
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häufig unterschätzt wird. Mit Blick auf die besondere Wirkung von rassisti-
schen Wahlplakaten ist in Österreich soeben eine Untersuchung veröffentlicht 
worden, welche die negative Wirkung auf betroffene Kinder und Jugendliche 
untermauert.“

Das Deutsche Institut für Menschenrechte mahnt auch eine Handlungspflicht des 
Staates zum Schutz vor rassistischer Diskriminierung an, wenn auf Seiten der ört-
lichen Behörden – wie in diesem Fall – Unklarheit und Unsicherheit herrschen:

„Das Übereinkommen statuiert vor allem staatliche Handlungspflichten, um 
gegen Rassendiskriminierung vorzugehen. Nach Art. 2 Abs. 1 ist Deutschland 
als Vertragsstaat u.a. verpflichtet ‚mit allen geeigneten Mitteln unverzüglich 
eine Politik der Beseitigung der Rassendiskriminierung und der Förderung des 
Verständnisses unter allen Rassen zu verfolgen. ‘ Art. 2 a) verpflichtet jeden 
Vertragsstaat dafür zu sorgen, dass alle staatlichen und örtlichen Behörden und 
öffentlichen Einrichtungen im Einklang mit dieser Verpflichtung handeln.“

 

c) Bewertung der NDP-Plakate durch die Antidiskriminierungsstelle

 des Bundes (ADS) 

Zu dieser Thematik äußerte sich in eindeutiger Weise auch die Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes (ADS) in einer schriftlichen Stellungnahme ihrer Leiterin, 
Frau Dr. Christine Lüders, am 13. September 2013:

„Von den Sprüchen und Motiven bin ich äußerst betroffen. Ich persönlich 
empfinde sie nicht nur als beleidigend und gefährlich, sondern auch als volks-
verhetzend. 

Dies erfüllt mich mit Schmerz, denn ich weiß, welche Ängste und welche Wut 
solche Plakate – nicht nur, aber gerade – bei Opfern des Porajmos und ihren 
Nachkommen auslösen können. (…)

Neben einem strafrechtlichen Vorgehen gegen diese Plakate, sollte aus meiner 
Sicht auch das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung als mögliche rechtliche Handhabe in den Blick ge-
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nommen werden. Das Übereinkommen, das Deutschland 1969 ratifiziert hat 
und das den Rang eines Bundesgesetzes hat, definiert klar, welche Aktionen als 
Rassendiskriminierung einzustufen sind. 
Rassendiskriminierung ist demnach u.a. jede auf dem Volkstum oder nationa-
len Ursprung beruhende Unterscheidung, Ausschließung oder Beschränkung, 
die eine Beeinträchtigung der Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftli-
chen und sozialen Bereich zum Ziel oder zur Folge hat. 

Die in Rede stehenden NPD Wahlplakate zielen aus meiner Sicht klar darauf 
ab, Ressentiments gegen Sinti und Roma in der Bevölkerung zu schüren und 
können eine soziale Beeinträchtigung für diese Volksgruppen zur Folge haben. 
(…)
Nach meiner Auffassung gibt das Übereinkommen damit den Gemeinden 
durchaus eine gesetzliche Handhabe, um gegen entsprechende Wahlplakate 
der NPD vorzugehen.“ 

7.  Resümee

Positiv zu bewerten ist die Tatsache, dass es der NPD nach dem vorliegenden Er-
gebnis der Bundestagswahl und der Landtagswahl in Hessen nicht gelungen ist, 
beim Wähler aus der Kampagne Kapital zu schlagen. Was bleibt ist aber ein be-
trächtlicher öffentlicher Schaden und die Beeinträchtigung des Ansehens der Min-
derheit in der Gesellschaft. Insbesondere haben diese Vorgänge bei den Minder-
heitenangehörigen selbst – durch die ganzen Familien hindurch – das Vertrauen in 
diesen Rechtsstaat massiv beschädigt. 

Derartiges dürfen wir nicht noch einmal erleben. Es muss jetzt von staatlicher Seite 
in Bund, Ländern und Kommunen – gegebenenfalls auch von Seiten des Bundes-
Gesetzgebers – eine rechtliche Klarstellung und eine Bewusstseinsbildung auch bei 
der Justiz erfolgen. Entscheidend sind jetzt ebenso deutliche Handlungsanweisun-
gen für die Polizei- und Ordnungsbehörden.
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III.  Anhang:

1.  Diskriminierende Veröffentlichungen
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2. Dokumente solidarischer Initiativen
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Sehr geehrter Herr Rose, 

 

vielen Dank für Ihr Schreiben und Ihr Engagement gegen die unsäglichen Wahlplakate und 

Broschüren der NPD. 

 

Von den Sprüchen und Motiven bin ich äußerst betroffen. Ich persönlich empfinde sie nicht nur 

als beleidigend und gefährlich sondern auch als volksverhetzend. 

 

Dies erfüllt mich mit Schmerz, denn ich weiß, welche Ängste und welche Wut solche Plakate  

- nicht nur, aber gerade - bei Opfern des Porajmos und ihren Nachkommen auslösen können.  

 

Ich bin stolz auf die couragierten Bürgermeister, die diese diskriminierenden und beleidigenden 

Plakate in ihren Orten nicht dulden wollen und möchte sie ermutigen, die Rechtsmittel bis zum 

Ende auszuschöpfen.  

 

Neben einem strafrechtlichen Vorgehen gegen  diese Plakate, sollte aus meiner Sicht auch das 

Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung als 

mögliche rechtliche Handhabe in den Blick genommen werden. Das Übereinkommen, das 

Deutschland 1969 ratifiziert hat und das den Rang eines Bundesgesetzes hat, definiert klar, 

welche Aktionen als Rassendiskriminierung einzustufen sind.  

Leiterin der Antidiskriminierungsstelle

HAUSANSCHRIFT Glinkastraße 24, 10117 Berlin

POSTANSCHRIFT 11018 Berlin

TEL +49 (0)3018 555-1800
FAX +49 (0)3018 555-41800

E-MAIL Christine.Lueders@ads.bund.de

INTERNET www.antidiskriminierungsstelle.de

ORT, DATUM Berlin, den 13.09.2013

Antidiskriminierungsstelle des Bundes, 11018 Berlin

VERKEHRSANBINDUNG U2-Mohrenstr.;U6-Stadtmitte;U55-Brandenb.Tor
Bus:TXL,100,200 Unter den Linden/Friedrichstr.

S-Bahn:S1,S2,S25 Brandenburger Tor
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SEITE 2 Rassendiskriminierung ist demnach u. a. jede auf dem Volkstum oder nationalen Ursprung 

beruhende Unterscheidung, Ausschließung oder Beschränkung, die eine Beeinträchtigung der 

Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereich zum Ziel oder zur Folge 

hat.  

 

Die in Rede stehenden NPD Wahlplakate zielen aus meiner Sicht klar darauf ab,  Ressentiments 

gegen Sinti und Roma in der Bevölkerung zu schüren und können eine soziale Beeinträchtigung 

für diese Volksgruppen zur Folge haben. 

 

Das Übereinkommen statuiert vor allem staatliche Handlungspflichten, um gegen 

Rassendiskriminierung vorzugehen. Nach  Art. 2 Abs. 1  ist Deutschland als Vertragsstaat u. a. 

verpflichtet „mit allen geeigneten Mitteln unverzüglich eine Politik der Beseitigung der 

Rassendiskriminierung und der Förderung des Verständnisses unter allen Rassen zu verfolgen.“ 

Art. 2 a) verpflichtet jeden Vertragsstaat dafür zu sorgen, dass alle staatlichen und örtlichen 

Behörden und öffentlichen Einrichtungen im Einklang mit dieser Verpflichtung handeln. Nach 

meiner Auffassung gibt das Übereinkommen damit den Gemeinden durchaus eine gesetzliche 

Handhabe, um gegen entsprechende Wahlplakate der NPD vorzugehen. 

 

Ich hoffe, dass wir es schaffen, solche Parolen in Zukunft nicht mehr in Deutschland ertragen zu 

müssen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Zentralrat Deutscher Sinti und Roma 

Herrn Romani Rose 

Vorsitzender 

Bremeneckgasse 2 

69117 Heidelberg 
 

Jüdische Landesgemeinde Thüringen K.d.ö.R.  |  Juri-Gagarin-Ring 16  |  99084 Erfurt  

Jüdische Landesgemeinde  

Thüringen K.d.ö.R. 

Juri-Gagarin-Ring 16 

99084 Erfurt  

 

Vorstandsvorsitzender 

Prof. Dr.-Ing. habil.  

Reinhard Schramm 

  

E-Mail 

reinhard.schramm@jlgt.org 

 

Internet  

www.jlgt.org 

 

Telefon +49 361 562 49 64 

Telefax +49 361 566 86 90 

 

Bankverbindung 

Deutsche Bank AG 

BLZ  820 70000 

KTO 130 52 91

                Erfurt, den 11.9.2013 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, lieber Freund Romani Rose, 

ich habe einen Protest gegen die Volksverhetzung durch die NPD-Wahlplakate, 

insbesondere mit dem Text ""Geld für die Oma statt für Sinti und Roma"  im 

Rahmen der Beschwerde der Initiative "Deine Stimme gegen Nazis" an den MDR - 

Rundfunkrat wie folgt formuliert: 

".... In der gegenwärtigen Wahlkampfzeit verbreitet die NPD überall sichtbar auch in 

Thüringen  Volksverhetzung mit Texten wie "Geld für die Oma statt für Sinti und 

Roma". Es wird nicht nur die Unzufriedenheit älterer Menschen auf eine leidgeprüfte 

Minderheit als Sündenbock gelenkt. Es wird versucht, eine gegenwärtige EU-weite 

Pogromstimmung, die bereits zu zahlreichen Morden an Roma geführt hat, auf 

Deutschland zu übertragen. Sind Hundertausende ermordete Sinti und Roma 

während des Nationalsozialismus nicht genug, dass Deutschland heute engagierter 

als andere Länder Solidarität mit den Sinti und Roma üben muss. .. " 

Ich habe  über den Inhalt meines Protestes auch unsere Thüringer Politiker (Frau 

Landtagspräsidentin Diezel, Frau Ministerpräsidentin Lieberknecht, Herrn 

Innenminister Geibert, Herrn Justizminister Poppenhäger, Frau Ausländerbeauftragte 

Hess, Herrn Oppositionsführer Ramelow) informiert, um die Sensibilisierung gegen 

den Rassismus der NPD weiter zu erhöhen. 

Bundesregierung und Justiz reagieren leider nicht energisch genug. Persönlich bin 

ich mehr als besorgt, wenn der Fakt der Volksverhetzung nicht erkannt werden will.

Die pogromartigen Vorkommnisse in der Europaeischen Union und die Aktionen der 

NPD gegen Sinti und Roma empfinde ich  als furchtbare Beleidigung  aller Opfer des 

Holocaust  und deren Nachkommen, und damit auch als Beleidigung von uns Juden. 

Ich werde meinen Beitrag leisten, dieser rassistischen Bewegung die Stirn zu bieten. 

Mit solidarischen Grüßen 

Ihr

Prof. Dr.-Ing. habil. Reinhard Schramm 

Vorsitzender 
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Auszug von den dem Landesverband zugegangenen 

 

SOLIDARITÄTSBEKUNDUNGEN 
 

 
betreffend der NPD-Wahlwerbung zur Bundestagswahl: 

»Geld für die Oma statt Sinti & Roma« 

 

 
Im Namen unseres Stiftungsvorstandes erklären wir unsere Solidarität 

mit dem Verband Deutscher Sinti und Roma e. V., Landesverband 

Schleswig-Holstein, dessen Vorsitzender wegen Volksverhetzung und 

Beleidigung Strafanzeige gegen die NPD gestellt hat. 
 

Plakate und Flyer mit rassistischen Aussagen wie „Geld für die Oma 

statt für Sinti und Roma“ richten sich explizit gegen eine Volksgruppe 

und sollten nicht ungestraft verbreitet werden. 

 

Günter und Ute Grass 

 

 

Sehr geehrter Herr Weiss, 

 

mit großer Empörung haben die Bürgerinnen und Bürger Neumüns-

ters die rassistische, fremdenfeindliche Plakatierung der NPD in unse-

rer Stadt zur Kenntnis genommen. Wir stehen für eine weltoffene, 
bunte Stadt und lehnen jeden Ansatz von Ausgrenzung entschieden 

ab. An unserem „Runden Tisch“ arbeiten neben der Spitze der Stadt-

verwaltung alle Gewerkschaften, Kirchen, Parteien, Bündnisse und 

einzelne engagierte Bürger für einen friedlichen, verständnisvollen 

Umgang miteinander. Die Plakatierung der NPD läuft genau diesem 

Ziel entgegen. In zahlreichen Aktionen haben wir deutlich gemacht, 

dass wir uns das als mündige Bürger einer offenen Stadt nicht bieten 

lassen. In diesem Sinne möchten wir Ihnen sagen, dass wir uns mit 

Ihnen gerade in dieser Situation solidarisch erklären. 

 
Vorsitzender Henning Möbius 
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Liebe Freunde_innen, 

  
die Jüdische Gemeinde Pinneberg freut sich darüber, dass Ihr gegen 

die NPD wegen des unsäglichen Plakats Strafanzeige gestellt habt. Wir 

erklären Euch unsere Solidarität. 

  

Es kann nicht sein, dass heute wieder, wie während der Truschlengero 

Ziro, mit derartigen Parolen Wahlkampf gemacht wird, oder über-

haupt solche Äußerungen ungestraft gemacht werden können. Wir 

wissen, das in internen Papieren der NPD auch zu Hetze gegen Juden 

aufgerufen wird, nur bisher trauen sie sich nicht das öffentlich zu ma-

chen. 
  

Wenn Sie Euch angreifen empfinden wir das so, als würden sie uns 

auch angreifen. Wir stehen fest an Eurer Seite. 

  

Ganz liebe Grüße aus Pinneberg 

Wolfgang Seibert 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

  

eben las ich in einem von mir täglich besuchten Bloq (SEELENFAR-

BEN.de) von diesem entsetzlichen Wahlplakat der NPD, der Bloq-Er-

steller hatte auch ein Bild davon eingestellt. 

  
Genau wie die anderen Nutzer des Bloq´s verurteile ich so etwas auf´s 

Schärfste, eine Welle der Empörung macht sich dort gerade breit und 

ich möchte mich bei allen Sinti und Roma dafür entschuldigen und Sie 

um Verzeihung bitten. Ich schäme mich! 

  

Ich werde auch prüfen, ob man Anzeige erstatten kann oder z.B. Un-

terschriften sammeln und persönlich zum Hamburger Rathaus tragen. 

  

Mit den besten Wünschen, alles Gute und Liebe 

MARGRET STEFFENS 

 

 

"Das DialogForumNorden begrüßt einhellig die Solidarität der demo-

kratischen Parteien in Schleswig-Holstein und ihrer Landtagsfraktio-

nen.die auf diese Weise den von der Landesverfassung gewährleiste-

ten Schutz für die Sinti und Roma erfüllen. 
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Es ist das erste Mal in der Geschichte der schleswig-holsteinischen 

Minderheitenpolitik, dass sich alle gemeinsam vor die Minderheit der  

 

Sinti und Roma stellen, indem sie die Hetzkampagne der NPD aufs 

Schärfste zurückweisen. 

  

 Im DialogForumNorden (DFN) haben sich die vier Minderheiten und 

Volksgruppen in Schleswig- Holstein und im deutsch-dänischen Grenz-
land sowie mit Minderheitenthemen befasste Institutionen, Organisa-

tionen, Politikerinnen und Politiker zusammengeschlossen, um sich 

gegenseitig zu informieren und bei Bedarf gemeinsam Position zu be-

ziehen, soweit Minderheitenangelegenheiten berührt sind. Die Unab-

hängigkeit und Eigenständigkeit der jeweiligen Einzelorganisation o-

der Institution bleibt dabei gewahrt. Die Beteiligten wollen auf diese 

Weise ihre Interessen bündeln und durch Koordination und Koopera-

tion ihre Durchsetzungsfähigkeit steigern". 

 

Renate Schnack 

 

 

Das Neumünsteraner Bündnis gegen Rechts unterstützt das Vorhaben 

des Landesverbandes Deutscher Sinti und Roma Schleswig-Holstein 
e.V. mit einer eigenen Plakataktion gegen die Wahlwerbung der NPD 

vorzugehen. Weitere Unterstützung erhält der Landesverband von der 

Landeskoordinationsstelle und dem Mobilen Beratungsteam gegen 

Rechtsextremismus in SH und dem Städte- und Gemeindetag. 

 

„Geld für die Oma statt für Sinti & Roma“ suggeriert einen Zusammen-

hang zwischen der auch in Deutschland zunehmenden Altersarmut 

und dem Schutz der Roma und Sinti, den diese Bevölkerungsgruppen 

in Deutschland genießen. Keine auch noch so niedrige Rente würde 

steigen, wenn alle Asylbewerber, die den Volksgruppen der Sinti und 
Roma angehören, aus Deutschland ausgewiesen würden. Das riecht 

nach „Sündenbock“ und stellt rechtlich einen Akt von Volksverhetzung 

dar, zumal Sinti und Roma seit 2012 als „schutzwürdige Minderheit“ in 

der Schleswig-Holsteinischen Landesverfassung berücksichtigt sind. 

 

Cindy Baginski  

 

 

Mit Abscheu hat Landtagspräsident Klaus Schlie die Plakatserie der 

NPD zur Bundestagswahl zur Kenntnis genommen. Schlie sagte am 

Rande der heutigen (Donnerstag, 22. August) Plenartagung in Kiel: 

„Wer mit Sprüchen wie ‚Geld für Oma statt für Sinti und Roma’ oder 
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‚Maria statt Scharia’ auf Stimmenfang geht, zeigt umso mehr, dass 

 

diese Partei unser Land spalten und Hass säen will. Rassismus und 

Volksverhetzung haben in unserer Gesellschaft nichts zu suchen“. 

Schlie, der auch Vorsitzender des Gremiums zu Fragen der Deutschen 

Sinti und Roma in Schleswig-Holstein ist, fordert alle Parteien auf, sich 

entschieden gegen die NPD zu stellen: „Die NPD und alle Neonazis 

schaden unserer Gesellschaft, die für Toleranz und Offenheit steht“, 
so Schlie abschließend. 

 

Landtagspräsident Klaus Schlie 

 
Zur NPD-Wahlwerbung gegen die Minderheit der Sinti und Roma sagt 

die schleswig-holsteinische Spitzenkandidatin zur Bundestagswahl von 

Bündnis 90/Die Grünen, Luise Amtsberg: 

 

Die Parolen der NPD sind unerträglich und führen uns erneut den 

menschenverachtenden Hass gegen Minderheiten, Asylsuchende oder 

Menschen mit Zuwanderungsgeschichte durch die Rechtsextremen 

vor Augen. Mit Aufklebern, Handzetteln und Plakaten missbrauchen 

die Nazis die Bundestagswahl, um Hass und Ressentiments gegen 
Roma und Sinti in Deutschland und Europa zu schüren. 

 

Die Minderheit der Sinti und Roma wird in Schleswig-Holstein durch 

unsere Verfassung geschützt. Unser Land ist geprägt von Vielfalt und 

einem friedlichen Zusammenleben verschiedener Kulturen. Das lassen 

wir uns von niemandem kaputt machen. Wir stellen uns der NPD ent-

gegen und fordern die BürgerInnnen auf, Position zu beziehen und 

ihre Stimme bei den Bundestagswahlen den demokratischen Parteien 

zu geben. 

 
Darüber hinaus ist es wichtig, sich klar zu einer solidarischen Asylpoli-

tik in Europa zu bekennen. Die von Bundesinnenminister Friedrich an-

gestoßene "Asylmissbrauchsdebatte" ist unfair und vermittelt ein voll-

kommen falsches Bild. Sie ignoriert die Lebenssituation der Roma in 

Europa, die vielerorts von Verfolgung, Diskriminierung und Rassismus 

geprägt ist. Es ist unsere historische Verantwortung, die Minderheit 

der Roma und Sinti in Europa vor Verfolgung und Gewalt zu schützen 

und ihnen in Deutschland eine sichere Zukunft zu bieten. 

 

Bündnis 90/Die Grünen 
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Zur Wahlwerbung der NPD, die sich offen rassistisch gegen Sinti und 

Roma richtet, erklären der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Dr. 
Ralf Stegner und die minderheitenpolitische Sprecherin Birte Pauls: 

Die NPD missbraucht den Bundestagswahlkampf für die Verbreitung 

ihrer menschenverachtenden Ideologie. Sie will mit ihren rassistischen 

Parolen Ressentiments gegen die Minderheit der Sinti und Roma er-

zeugen, indem sie diese kriminalisiert. Das ist unerträglich und kann 

nicht hingenommen werden. Schleswig-Holstein ist ein weltoffenes, 

tolerantes Land, das seine Minderheiten in der Verfassung schützt. Es 

ist klar, worauf die Rechtsradikalen abzielen: Sie wollen bei der Mehr-

heitsbevölkerung Neid und Hass auf Sinti und Roma schüren. Das wer-

den wir nicht zulassen!  
 

Wir als Koalition wollen dazu beitragen, dass die demokratische Kultur 

in diesem Land gestärkt wird. Rassismus darf in einer weltoffenen Ge-

sellschaft, wie wir sie wollen, keinen Platz haben. Für uns gilt: Keine 

Toleranz für Intoleranz! Gegen Rassismus, gruppenbezogene Men-

schenfeindlichkeit und Rechtsextremismus!  

Wir begrüßen es, dass der Landesverband der Sinti und Roma Strafan-

zeige gegen die NPD-Verantwortlichen gestellt hat.  

Diese Aktionen der Rechtsextremisten zeigen einmal mehr: Wir brau-
chen ein NPD-Verbotsverfahren, damit den neuen Nazis endlich der 

Geldhahn abgedreht wird und sie nicht weiter ungehemmt öffentlich 

für ihre fremdenfeindliche, rassistische, menschenverachtende Politik 

werben können. 

 

Dr. Ralf Stegner und Birte Pauls 

 

 

Zur Sinti und Roma-feindlichen Bundestagswahl-Werbung der NPD er-

klärt der Vorsitzende des SSW im Landtag, Lars Harms: 

 

Jetzt reicht’s! Ich erwarte, dass die Verantwortlichen für die minder-

heitenfeindliche Wahlwerbung der NPD („Geld für die Oma statt Sinti 

und Roma“) schnellstens und vollumfänglich zur Rechenschaft gezo-

gen werden. 
 

Deshalb begrüße ich ausdrücklich, dass der Landesverband der Sinti 

und Roma jetzt Strafanzeige wegen Volksverhetzung und Diskriminie-

rung gegen diesen verfassungsfeindlichen braunen Sumpf gestellt hat, 

der flächendeckend Hass und Hetze sät. Die Sinti und Roma können 

sich auf unsere Unterstützung verlassen. 
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Lars Harms 

 

 
Zu den jetzt bekannt gewordenen „Hetzparolen“ der NPD gegen die 

Sinti und Roma erklärte die minderheitenpolitische Sprecherin der 

CDU-Landtagsfraktion Astrid Damerow heute (22. August 2013) in 

Kiel: 

 

„Die NPD schürt mit ihrer Wahlkampfhetze gegen die Minderheit von 

Sinti und Roma Rassenhass und Diskriminierung. Das ist unerträglich. 

Wir verurteilen die menschenverachtende Werbung der Rechtsradika-

len auf das Schärfste“, erklärte die minderheitenpolitische Sprecherin 

der CDU-Landtagsfraktion Astrid Damerow. 
 

Der Landtag von Schleswig-Holstein hat vor kurzem den Schutz der 

Sinti und Roma in Schleswig-Holstein als weitere Minderheit in die 

Verfassung aufgenommen. „Voneinander lernen und miteinander 

handeln ist das Motto für eine friedliche Gesellschaft“, so die Abge-

ordnete. Die Rechtsradikalen betreiben mit Ihrer Propaganda das Ge-

genteil. Sie schüren Ängste sowie Vorurteile. Minderheiten werden in 

schlimmster Weise diskriminiert. „Die CDU begrüßt daher die Klage 

der Sinti und Roma wegen Volksverhetzung gegen die NPD. Die NPD 
untermauert durch ihr Handeln einmal mehr ihre antidemokratische 

Gesinnung,“ so die Abgeordnete Damerow abschließend. 

 

Astrid Damerow 
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3. Unakzeptable Entscheidungen/Bescheide von Behörden,
 Gerichten, Staatsanwaltschaften
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Geschäftsnummer: 4 L 1117/13.KS 

VERWALTUNGSGERICHT KASSEL 

 

BESCHLUSS 

In dem Verwaltungsstreitverfahren 

des B., 
B-Straße, B-Stadt 

Antragsteller, 

bevollmächtigt: 
Rechtsanwalt C.,  
C-Straße, C-Stadt 

gegen 

die A., 
A-Straße, A-Stadt 

Antragsgegnerin, 

wegen Polizeirechts 

hat das Verwaltungsgericht Kassel durch Richter am VG Zahn als Einzelrichter der 
4. Kammer am 9. September 2013 beschlossen: 

 

Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, die 
von ihr abgehängten Wahlplakate der Antragstellerin mit der Aufschrift „Geld für 
die Oma statt für Sinti und Rima“ im Gebiet der Stadt A-Stadt unverzüglich wie-
der an ihren ursprünglichen Standorten aufzuhängen. Im Übrigen wird der An-
trag abgelehnt. 
 
Die Antragstellerin und die Antragsgegnerin haben die Kosten des Verfahrens je 
zur Hälfte zu tragen. 
 
Der Streitwert beträgt 5.000,00 EUR. 
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Gründe 

Der Antrag der Antragstellerin, 

die Antragsgegnerin einstweilen zu verpflichten, die von ihr abgehängten 

Wahlplakate der Antragstellerin mit der Aufschrift „Geld für die Oma statt 

für Sinti und Roma“ im Gebiet der Stadt A-Stadt unverzüglich wieder an ih-

ren ursprünglichen Standorten aufzuhängen, 

ist begründet, weil die Antragstellerin einen Anordnungsanspruch und einen Anord-

nungsgrund glaubhaft gemacht hat. 

Der Anordnungsanspruch ergibt sich aus dem öffentlich-rechtlichen Folgenbeseiti-

gungsanspruch. Das Abhängen der genannten Wahlplakate war rechtswidrig. 

Dabei kann dahinstehen, ob sich das Abhängen der Wahlplakate rechtlich als eine un-

mittelbare Ausführung (§ 8 HSOG) oder ein Sofortvollzug (§ 47 Abs. 2 HSOG) darstellt. 

Denn in jedem Fall fehlt es an den Voraussetzungen einer (fiktiven) Grundverfügung. 

Nach § 11 HSOG können die zuständigen Behörden die erforderlichen Maßnahmen 

treffen, um eine konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuweh-

ren. Zu den Schutzgütern der öffentlichen Sicherheit zählt u. a. die Unversehrtheit der 

objektiven Rechtsordnung. Die genannten Wahlplakate verletzen die Rechtsordnung 

nicht, weil sich ihr Inhalt nicht unter § 1GB subsumieren lässt. 

Wegen Volksverhetzung wird bestraft, wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentli-

chen Frieden zu stören, zum Hass gegen Teile der Bevölkerung aufstachelt oder zu 

Gewalt- oder Willkürmaßnahmen gegen sie auffordert (§ 130 Abs. 1 Nr. 1 StGB) oder 

die Menschenwürde anderer dadurch angreift, dass er Teile der Bevölkerung be-

schimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet (§ 130 Abs. 1 Nr. 2 StGB). Ferner 

wird bestraft, wer Schriften, die zum Hass gegen Teile der Bevölkerung oder gegen eine 

nationale, rassische, religiöse oder durch ihr Volkstum bestimmte Gruppe aufstacheln, 

zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen gegen sie auffordern oder die Menschenwürde an-

derer dadurch angreifen, Teile der Bevölkerung oder eine vorbezeichnete Gruppe be-

schimpft, böswillig verächtlich gemacht oder verleumdet werden, verbreitet, öffentlich 

1 

2 

3 

4 
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ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht (§ 130 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) 

und b) StGB). 

Bei der Auslegung und Anwendung von § 1GB sind insbesondere die aus Art. 5 Abs. 1 

Satz 1 GG abzuleitenden verfassungsrechtlichen Anforderungen zu beachten, damit die 

„wertsetzende Bedeutung des Kommunikationsgrundrechts auf der Normanwendungs-

ebene“ zur Geltung kommt. Bei der Normauslegung erfordert Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG 

eine im Rahmen der Tatbestandsmerkmale der betreffenden Gesetze vorzunehmende 

Abwägung zwischen der Bedeutung einerseits der Meinungsfreiheit und andererseits 

des Rechtsguts, in dessen Interesse sie eingeschränkt worden ist. Damit verbietet sich 

eine Interpretation der tatbestandlichen Voraussetzungen einer Strafvorschrift, welche 

die Erfordernisse des zu schützenden Rechtsguts überschreitet. Auch auf der „Deu-

tungsebene“ haben die Gerichte verfassungsrechtliche Anforderungen zu beachten. Vo-

raussetzung der Subsumtion einer Äußerung oder eines Verhaltens unter die Tatbe-

standsmerkmale des § 1GB ist, dass die Gerichte den Sinn der umstrittenen Äußerung 

zutreffend erfassen. Dabei haben sie nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes-

verfassungsgerichts ausgehend vom Wortlaut auch den Kontext und die sonstigen Be-

gleitumstände der Äußerung zu beachten. Ist eine Äußerung mehrdeutig, so haben die 

Gerichte, wollen sie die zu einer Verurteilung führende Deutung ihrer rechtlichen Würdi-

gung zugrunde legen, andere Auslegungsvarianten mit schlüssigen Gründen auszu-

scheiden (vgl. BVerfG, Beschluss vom 06.09.2000 - 1 BvR 1056/95 -, juris Rn. 35 f. m. 

w. N.). Gründe dieser Art können sich zum Beispiel aus den Umständen ergeben, unter 

denen die Äußerung gefallen ist. Auch frühere eigene Kundgebungen einer politischen 

Partei kommen in Betracht, wenn zu ihnen ein eindeutiger Bezug hergestellt wird 

(BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 24.09.2009 - 2 BvR 2179/09 -, juris Rn. 8 m. w. 

N.). 

Gemessen an diesen Maßstäben kann nicht mit der erforderlichen Sicherheit festgestellt 

werden, dass die Antragstellerin mit den von ihr im öffentlichen Straßenraum verbreite-

ten Plakaten den Tatbestand der Volksverhetzung erfüllt, denn es sind Auslegungen des 

Plakatinhalts denkbar, die nicht strafbar sind. Dazu im Einzelnen: 

5 

6 
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Die Plakate mit der Aufschrift „Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“, auf denen 

außer dem Logo der Antragstellerin im Hintergrund das Konterfei einer älteren Frau zu 

sehen ist, könnten allenfalls eine Aufforderung zu Willkürmaßnahmen darstellen. Will-

kürmaßnahmen sind rechtswidrige, diskriminierende, auf Schädigung oder Benachteili-

gung abzielende Maßnahmen (Fischer, StGB, 58. Aufl. 2011, § 130 Rdnr. 10). Es ist 

denkbar, die Aussage des Plakats dahingehend auszulegen, dass den Sinti und Roma 

unter Verstoß gegen den Gleichheitssatz (Art. 3 GG) und damit diskriminierend, rechts-

widrig und willkürlich die ihnen zustehenden sozialen Leistungen genommen werden 

und das so ersparte Geld der älteren Generation zukommen soll. Genauso ist es denk-

bar, die Aussage des Plakats dahingehend auszulegen, dass weitere staatliche Mittel 

eher der älteren Generation als der Bevölkerungsgruppe der Sinti und Roma zukommen 

sollen; diese Forderung würde keine Volksverhetzung darstellen. Das Gericht sieht sich 

außer Stande, diese zweite Auslegungsvariante mit schlüssigen Gründen auszuschei-

den. Dies gilt auch im Hinblick auf den von der Antragsgegnerin hergestellten Zusam-

menhang zu einer Kampagne der Antragsstellerin mit dem Slogan „Zigeunerflut stop-

pen! Kriminalität bekämpfen!“. Die Antragstellerin hat unter Vorlage einer eidesstattli-

chen Versicherung ihres stellvertretenden Parteivorsitzenden glaubhaft gemacht, dass 

im laufenden Wahlkampf für die Bundestagswahl am 22.09.2013 kein Plakat mit der 

Aufschrift „Zigeunerflut stoppen! Kriminalität bekämpfen!“ Verwendung findet. Lediglich 

in Nordrhein-Westfalen habe es ein vom dortigen Landesverband vertriebenes, postkar-

tengroßes Flugblatt mit dieser Aufschrift gegeben; die Verteilung dieses Flugblattes sei 

nach Intervention ihres Bundesvorstands lange vor Beginn des Bundestagswahlkampfs 

eingestellt worden. Damit ist ein Zusammenhang der in der Stadt A-Stadt abgehängten 

Plakate mit der beendeten Kampagne in einem anderen Bundesland nicht gegeben. 

Auch wenn die abgehängten Plakate in einer geschmacklosen Weise an dumpfe Res-

sentiments anknüpfen und verschiedene Bevölkerungsgruppen gegeneinander ausspie-

len, liegt darin noch keine Strafbarkeit. In einer demokratischen Gesellschaft müssen 

auch abwegige Meinungen ertragen werden, solange sie nicht strafrechtlichen Charak-

ter aufweisen. Es bleibt den solche Plakate wahrnehmenden Menschen überlassen, un-

ter Betätigung gesunden Menschenverstandes die richtigen Schlussfolgerungen zu tref-

fen (ebenso VG B-Stadt, Beschluss vom 07.09.2011 – 1 L 203.11 -). 

7 
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Die Antragsgegnerin kann nicht einwenden, sie sei zur Wiederherstellung des ursprüng-

lichen Zustandes nicht in der Lage, weil sie die abgehängten Plakate der örtlichen Kri-

minalpolizei auf deren Anforderung aufgrund strafrechtlicher Ermittlungen ausgehändigt 

habe. Abgesehen davon, dass dieser Vortrag nicht glaubhaft gemacht ist, ist es Sache 

der Antragsgegnerin, die Plakate – etwa unter Vorlage dieses Beschlusses – von der 

Polizei herauszuverlangen. 

Der weitere Antrag der Antragstellerin, 

der Antragsgegnerin einstweilen zu untersagen, Wahlplakate der Antragstellerin 

mit der Aufschrift „Geld für die Oma statt für Sinti und Roma“ im Gebiet der Stadt 

A-Stadt ohne rechtfertigenden Grund abzuhängen, 

ist wegen fehlenden Rechtsschutzbedürfnisses unzulässig, weil die Antragsgegnerin 

unwidersprochen vorgetragen hat, dass es in ihrem Stadtgebiet keine solchen Plakate 

mehr gibt. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 S. 1 VwGO. 

Die Streitwertfestsetzung findet ihre Grundlage in §§ 52, 53 GKG. Dabei bringt das Ge-

richt im vorliegenden Eilverfahren für die beiden Begehren der Antragstellerin jeweils 

den halben Auffangbetrag zum Ansatz. 

Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können Beschwerde gegen diesen Beschluss einlegen. Die Beschwerde 

ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses bei dem 

Verwaltungsgericht Kassel 

Tischbeinstraße 32 

34121 Kassel 

schriftlich einzulegen.  

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu 

begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt 

worden ist, bei dem 

Hessischen Verwaltungsgerichtshof  

Brüder-Grimm-Platz 1 - 3  

8 
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34117 Kassel 

einzureichen. 

Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Ent-

scheidung abzuändern oder aufzuheben ist und sich mit der angefochtenen Entschei-

dung auseinander setzen. 

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht gemäß § 67 Abs. 4 VwGO Vertre-

tungszwang. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim Hessi-

schen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. 

Gegen die Streitwertfestsetzung steht den Beteiligten die Beschwerde zu, wenn der 

Wert des Beschwerdegegenstandes 200 Euro übersteigt oder wenn sie das Gericht, das 

die angefochtene Entscheidung erlassen hat, in dem Beschluss zugelassen hat. Sie ist 

nur innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache 

Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, zulässig. Soweit 

der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt wird, kann die 

Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des 

Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 

Die Streitwertbeschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Kassel schriftlich oder zur 

Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Anträge und Erklärungen können ohne Mitwirkung eines Bevollmächtigten schriftlich 

eingereicht oder zu Protokoll der Geschäftsstelle abgegeben werden, § 68 Abs. 1 Satz 5 

i.V.m. § 66 Abs. 5 Satz 1 GKG. 

Für die Bevollmächtigung gelten die Regelungen der für das zugrunde liegende Verfah-

ren geltenden Verfahrensordnung entsprechend, § 68 Abs. 1 Satz 5 i.V.m. § 66 Abs. 5 

Satz 2 GKG. 

Bei den hessischen Verwaltungsgerichten und dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof 

können elektronische Dokumente nach Maßgabe der Verordnung der Landesregierung 

über den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten und Staatsanwalt-

schaften vom 26. Oktober 2007 (GVBl. I, S. 699) eingereicht werden. Auf die Notwen-

digkeit der qualifizierten digitalen Signatur bei Dokumenten, die einem schriftlich zu un-

terzeichnenden Schriftstück gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a Abs. 1 Satz 3 

VwGO). 

Zahn 
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Seite: Jahrgang:

Ressort: Nummer:

Gattung: Auflage:

Von Anja Hamm

Oberhavel (MZV) Die Stiftung Bran-

denburgische Gedenkstätten verurteilt

die NPD-Wahlplakate, mit denen die

rechte Partei gegen Sinti und Roma

hetzt. Insbesondere in der Umgebung

der Gedenkstätte Sachsenhausen in Ora-

nienburg sind die Plakate angebracht

worden.

Die Stiftung nannte die Wahlwerbung

diskriminierend, diffamierend und

aggressiv. Vor allem Plakate „mit dem

hetzerischen Slogan ‚Geld für die Oma

statt für Sinti und Roma‘ überschreiten

eindeutig die Grenzen demokratischer

und sachlicher Auseinandersetzung“,

betont Günter Morsch, Direktor der Stif-

tung und Leiter der Gedenkstätte Sach-

senhausen. Er erinnert daran, dass in

dem Konzentrationslager Hunderte Sinti

und Roma aufgrund der Haftbedingun-

gen starben und von der SS ermordet

wurden. Dass die NDP auf dem Weg zu

diesem Ort mit derartigen Motiven

Wahlkampf ganz besonders massiv

betreibt, bezeichnet Morsch als „uner-

träglich“.

Die Stiftung schließt sich der Forde-

rung des Zentralrats Deutscher Sinti und

Roma an, der die Bundesregierung „zu

gesetzlichen Schritten zum Verbot dis-

kriminierender Wahlwerbung“ auffor-

dert. Das hessische Verwaltungsgericht

hatte den Vorwurf der Volksverhetzung

über das Plakat nicht bestätigt. „Wir

müssen uns vor die Opfergruppen stel-

len“, begründet Stiftungssprecher Tim

Tolsdorff den Entschluss der Stiftung.

Er begrüßt es, dass andere politische

Akteure in Oranienburg etwas dagegen-

setzen. Denn als Protestreaktion auf die

NPD-Plakate haben Oberhaveler Mit-

glieder der Linkspartei unmittelbar

daneben eigene Plakate mit der Auf-

schrift „Nazis raus aus den Köpfen“

angebracht. Dass NPD-Plakate beschä-

digt werden, kommt dagegen kaum vor.

Vier Fälle hat die Polizeidirektion Nord

in Oberhavel registriert.

Ein Runderlass des Landes schreibt vor,

dass unmittelbar vor der Gedenkstätte

nicht plakatiert werden darf. Die Idee,

die Bannmeile auszuweiten, könne dis-

kutiert werden, sagt Stadtsprecher Björn

Lüttmann. Doch wäre das Plakatieren

dann auch allen demokratischen Par-

teien versagt, fügt er hinzu. (Seite 2)

Wörter:

Urheberinformation:

© 2013 PMG Presse-Monitor GmbH
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5. Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten

Straßburg/Strasbourg, 1.II.1995
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 Rahmenübereinkommen.

unterschrieben.
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Quelle: Bundesgesetzblatt (BGBL) 1969 II Seite 961 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens – 

Eingedenk der Tatsache, dass die Charta der Vereinten Nationen auf dem 
Grundsatz der angeborenen Würde und Gleichheit aller Menschen beruht und 
dass alle Mitgliedstaaten gelobt haben, gemeinsam und einzeln mit der 
Organisation zusammenzuwirken, um eines der Ziele der Vereinten Nationen zu 
erreichen, das darin besteht, die allgemeine Achtung und Beachtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des 
Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen; 

Eingedenk der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte enthaltenen 
feierlichen Feststellung, dass alle Menschen frei und an Würde und Rechten gleich 
geboren sind und dass jeder ohne irgendeinen Unterschied, insbesondere der 
Rasse, der Hautfarbe oder der nationalen Abstammung, Anspruch hat auf alle in 
der genannten Erklärung auf geführten Rechte und Freiheiten; 

In der Erwägung, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind und ein Recht 
auf gleichen Schutz des Gesetzes gegen jede Diskriminierung und jedes Aufreizen 
zur Diskriminierung haben; 

In der Erwägung, dass die Vereinten Nationen den Kolonialismus und alle damit 
verbundenen Praktiken der Rassentrennung und der Diskriminierung verurteilt 
haben, gleichviel in welcher Form und wo sie vorkommen, und dass die Erklärung 
vom 14. Dezember 1960 (Entschließung 1514 (XV) der Generalversammlung) 
über die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonialgebiete und Kolonialvölker die 
Notwendigkeit einer raschen und bedingungslosen Beendigung derartiger 
Praktiken bejaht und feierlich verkündet hat; 

Eingedenk der Erklärung der Vereinten Nationen vom 20. November 1963 
(Entschließung 1904 (XVIII) der Generalversammlung) über die Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung – einer Erklärung, die feierlich bekräftigt, dass es 
notwendig ist, jede Form und jedes Anzeichen von Rassendiskriminierung überall 
in der Welt rasch zu beseitigen sowie Verständnis und Achtung zu wecken für die 
Würde der menschlichen Person; 

In der Überzeugung, dass jede Lehre von einer auf Rassenunterschiede 
gegründeten Überlegenheit wissenschaftlich falsch, moralisch verwerflich sowie 
sozial ungerecht und gefährlich ist und dass eine Rassendiskriminierung, 
gleichviel ob in Theorie oder in Praxis, nirgends gerechtfertigt ist; 

In erneuter Bekräftigung der Tatsache, dass eine Diskriminierung zwischen 
Menschen auf Grund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe oder ihres Volkstums 
freundschaftlichen und friedlichen Beziehungen zwischen den Völkern im Wege 
steht und dass sie geeignet ist, den Frieden und die Sicherheit unter den Völkern 

6. Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
 von Rassendiskriminierung vom 7. März 1966
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sowie das harmonische Zusammenleben der Menschen sogar innerhalb eines 
Staates zu stören; 

In der Überzeugung, dass das Bestehen von Rassenschranken mit den Idealen 
jeder menschlichen Gesellschaft unvereinbar ist; 

Beunruhigt durch die in einigen Gebieten der Welt immer noch bestehende 
Rassendiskriminierung und durch die auf rassische Überlegenheit oder auf 
Rassenhass gegründete Apartheids-, Segregations- oder sonstige 
Rassentrennungspolitik einiger Regierungen; 

Entschlossen, alle erforderlichen Maßnahmen zur raschen Beseitigung aller 
Formen und Anzeichen von Rassendiskriminierung zu treffen sowie 
rassenkämpferische Doktrinen und Praktiken zu verhindern und zu bekämpfen, um 
das gegenseitige Verständnis zwischen den Rassen zu fördern und eine 
internationale Gemeinschaft zu schaffen, die frei ist von jeder Form der 
Rassentrennung und Rassendiskriminierung; 

Eingedenk des 1958 von der Internationalen Arbeitsorganisation angenommenen 
Übereinkommens über Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf und des 1960 
von der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur angenommenen Übereinkommens gegen Diskriminierung im 
Unterrichtswesen; 

In dem Wunsch, die in der Erklärung der Vereinten Nationen über die Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskriminierung niedergelegten Grundsätze zu 
verwirklichen und die möglichst rasche Annahme praktischer Maßregeln in diesem 
Sinne sicherzustellen – 

Sind wie folgt übereingekommen: 

Teil I 

Artikel 1 

(1) In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck "Rassendiskriminierung" 
jede auf der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung, dem nationalen Ursprung 
oder dem Volkstum beruhende Unterscheidung, Ausschließung, Beschränkung 
oder Bevorzugung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass dadurch ein 
gleichberechtigtes Anerkennen, Genießen oder Ausüben von Menschenrechten 
und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen oder 
jedem sonstigen Bereich des öffentlichen Lebens vereitelt oder beeinträchtigt wird. 

(2) Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf Unterscheidungen, 
Ausschließungen, Beschränkungen oder Bevorzugungen, die ein Vertragsstaat 
zwischen eigenen und fremden Staatsangehörigen vornimmt. 

(3) Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als berühre es die 
Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten über Staatsangehörigkeit, 
Staatsbürgerschaft oder Einbürgerung, sofern diese Vorschriften nicht Angehörige 
eines bestimmten Staates diskriminieren. 

(4) Sondermaßnahmen, die einzig zu dem Zweck getroffen werden, eine 
angemessene Entwicklung bestimmter Rassengruppen, Volksgruppen oder 
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Personen zu gewährleisten, die Schutz benötigen, soweit ein solcher erforderlich 
ist, damit sie die Menschenrechte und Grundfreiheiten gleichberechtigt genießen 
und ausüben können, gelten nicht als Rassendiskriminierung, sofern diese 
Maßnahmen nicht die Beibehaltung getrennter Rechte für verschiedene 
Rassengruppen zur Folge haben und sofern sie nicht fortgeführt werden, nachdem 
die Ziele, um derentwillen sie getroffen wurden, erreicht sind. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsstaaten verurteilen die Rassendiskriminierung und verpflichten 
sich, mit allen geeigneten Mitteln unverzüglich eine Politik der Beseitigung der 
Rassendiskriminierung in jeder Form und der Förderung des Verständnisses unter 
allen Rassen zu verfolgen; zu diesem Zweck 

a) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, Handlungen oder Praktiken der 
Rassendiskriminierung gegenüber Personen, Personengruppen oder 
Einrichtungen zu unterlassen und dafür zu sorgen, dass alle staatlichen und 
örtlichen Behörden und öffentlichen Einrichtungen im Einklang mit dieser 
Verpflichtung handeln, 

b) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, eine Rassendiskriminierung durch 
Personen oder Organisationen weder zu fördern noch zu schützen noch zu 
unterstützen, 

c) trifft jeder Vertragsstaat wirksame Maßnahmen, um das Vorgehen seiner 
staatlichen und örtlichen Behörden zu überprüfen und alle Gesetze und sonstigen 
Vorschriften zu ändern, aufzuheben oder für nichtig zu erklären, die eine 
Rassendiskriminierung – oder dort, wo eine solche bereits besteht, ihre 
Fortsetzung – bewirken, 

d) verbietet und beendigt jeder Vertragsstaat jede durch Personen, Gruppen oder 
Organisationen ausgeübte Rassendiskriminierung mit allen geeigneten Mitteln 
einschließlich der durch die Umstände erforderlichen Rechtsvorschriften, 

e) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, wo immer es angebracht ist, alle eine 
Rassenintegrierung anstrebenden vielrassischen Organisationen und 
Bewegungen zu unterstützen, sonstige Mittel zur Beseitigung der 
Rassenschranken zu fördern und allem entgegenzuwirken, was zur 
Rassentrennung beiträgt. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen, wenn die Umstände es rechtfertigen, auf sozialem, 
wirtschaftlichem, kulturellem und sonstigem Gebiet besondere und konkrete 
Maßnahmen, um die angemessene Entwicklung und einen hinreichenden Schutz 
bestimmter Rassengruppen oder ihnen angehörender Einzelpersonen 
sicherzustellen, damit gewährleistet wird, dass sie in vollem Umfang und 
gleichberechtigt in den Genuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
gelangen. Diese Maßnahmen dürfen in keinem Fall die Beibehaltung ungleicher 
oder getrennter Rechte für verschiedene Rassengruppen zur Folge haben, 
nachdem die Ziele, um derentwillen sie getroffen wurden, erreicht sind. 
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Artikel 3 

Die Vertragsstaaten verurteilen insbesondere die Segregation und die Apartheid 
und verpflichten sich, alle derartigen Praktiken in ihren Hoheitsgebieten zu 
verhindern, zu verbieten und auszumerzen. 

Artikel 4 

Die Vertragsstaaten verurteilen jede Propaganda und alle Organisationen, die auf 
Ideen oder Theorien hinsichtlich der Überlegenheit einer Rasse oder einer 
Personengruppe bestimmter Hautfarbe oder Volkszugehörigkeit beruhen oder die 
irgendeine Form von Rassenhass und Rassendiskriminierung zu rechtfertigen 
oder zu fördern suchen; sie verpflichten sich, unmittelbare und positive 
Maßnahmen zu treffen, um jedes Aufreizen zur Rassendiskriminierung und alle 
rassisch diskriminierenden Handlungen auszumerzen; zu diesem Zweck 
übernehmen sie unter gebührender Berücksichtigung der in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte niedergelegten Grundsätze und der ausdrücklich in 
Artikel 5 des vorliegenden Übereinkommens genannten Rechte unter anderem 
folgende Verpflichtungen: 

a) jede Verbreitung von Ideen, die sich auf die Überlegenheit einer Rasse oder 
den Rassenhass gründen, jedes Aufreizen zur Rassendiskriminierung und jede 
Gewalttätigkeit oder Aufreizung dazu gegen eine Rasse oder eine 
Personengruppe anderer Hautfarbe oder Volkszugehörigkeit sowie jede 
Unterstützung rassenkämpferischer Betätigung einschließlich ihrer Finanzierung 
zu einer nach dem Gesetz strafbaren Handlung zu erklären, 

b) alle Organisationen und alle organisierten oder sonstigen 
Propagandatätigkeiten, welche die Rassendiskriminierung fördern und dazu 
aufreizen, als gesetzwidrig zu erklären und zu verbieten und die Beteiligung an 
derartigen Organisationen oder Tätigkeiten als eine nach dem Gesetz strafbare 
Handlung anzuerkennen, 

c) nicht zuzulassen, dass staatliche oder örtliche Behörden oder öffentliche 
Einrichtungen die Rassendiskriminierung fördern oder dazu aufreizen. 

Artikel 5 

Im Einklang mit den in Artikel 2 niedergelegten grundsätzlichen Verpflichtungen 
werden die Vertragsstaaten die Rassendiskriminierung in jeder Form verbieten 
und beseitigen und das Recht jedes einzelnen, ohne Unterschied der Rasse, der 
Hautfarbe, des nationalen Ursprungs oder des Volkstums, auf Gleichheit vor dem 
Gesetz gewährleisten; dies gilt insbesondere für folgende Rechte: 

a) das Recht auf Gleichbehandlung vor den Gerichten und allen sonstigen 
Organen der Rechtspflege, 

b) das Recht auf Sicherheit der Person und auf staatlichen Schutz gegen 
Gewalttätigkeit oder Körperverletzung, gleichviel ob sie von Staatsbediensteten 
oder von irgendeiner Person, Gruppe oder Einrichtung verübt werden, 
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c) die politischen Rechte, insbesondere das aktive und passive Wahlrecht auf der 
Grundlage allgemeiner und gleicher Wahlen, das Recht auf Beteiligung an der 
Regierung und an der Führung der öffentlichen Angelegenheiten auf jeder Ebene 
sowie das Recht auf gleichberechtigten Zugang zum öffentlichen Dienst, 

d) sonstige Bürgerrechte, insbesondere 

i) das Recht auf Bewegungsfreiheit und freie Wahl des Aufenthaltsortes innerhalb 
der Staatsgrenzen, 

ii) das Recht, jedes Land einschließlich des eigenen zu verlassen und in das 
eigene Land zurückzukehren, 

iii) das Recht auf die Staatsangehörigkeit, 

iv) das Recht auf Ehe und auf freie Wahl des Ehegatten, 

v) das Recht, allein oder in Verbindung mit anderen Vermögen als Eigentum zu 
besitzen, 

vi) das Recht zu erben, 

vii) das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit, 

viii) das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung, 

ix) das Recht, sich friedlich zu versammeln und friedliche Vereinigungen zu bilden, 

e) wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, insbesondere 

i) das Recht auf Arbeit, auf die freie Wahl des Arbeitsplatzes, auf gerechte und 
befriedigende Arbeitsbedingungen, auf Schutz gegen Arbeitslosigkeit, auf gleiches 
Entgelt für gleiche Arbeit, auf gerechte und befriedigende Entlohnung, 

ii) das Recht, Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten, 

iii) das Recht auf Wohnung, 

iv) das Recht auf öffentliche Gesundheitsfürsorge, ärztliche Betreuung, soziale 
Sicherheit und soziale Dienstleistungen, 

v) das Recht auf Erziehung und Ausbildung, 

vi) das Recht auf eine gleichberechtigte Teilnahme an kulturellen Tätigkeiten, 

f) das Recht auf Zugang zu jedem Ort oder Dienst, der für die Benutzung durch die 
Öffentlichkeit vorgesehen ist, wie Verkehrsmittel, Hotels, Gaststätten, Cafés, 
Theater und Parks. 

Artikel 6 

Die Vertragsstaaten gewährleisten jeder Person in ihrem Hoheitsbereich einen 
wirksamen Schutz und wirksame Rechtsbehelfe durch die zuständigen nationalen 
Gerichte und sonstigen staatlichen Einrichtungen gegen alle rassisch 
diskriminierenden Handlungen, welche ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten 
im Widerspruch zu diesem Übereinkommen verletzen, sowie das Recht, bei 
diesen Gerichten eine gerechte und angemessene Entschädigung oder 
Genugtuung für jeden infolge von Rassendiskriminierung erlittenen Schaden zu 
verlangen. 
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Artikel 7 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, unmittelbare und wirksame Maßnahmen, 
insbesondere auf dem Gebiet des Unterrichts, der Erziehung, Kultur und 
Information, zu treffen, um Vorurteile zu bekämpfen, die zu Rassendiskriminierung 
führen, zwischen den Völkern und Rassen- oder Volksgruppen Verständnis, 
Duldsamkeit und Freundschaft zu fördern sowie die Ziele und Grundsätze der 
Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 
der Erklärung der Vereinten Nationen über die Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung und dieses Übereinkommens zu verbreiten. 

Teil II 

Artikel 8 

(1) Es wird ein (im folgenden als "Ausschuss" bezeichneter) Ausschuss für die 
Beseitigung der Rassendiskriminierung errichtet; er besteht aus achtzehn in 
persönlicher Eigenschaft tätigen Sachverständigen von hohem sittlichem Rang 
und anerkannter Unparteilichkeit, die von den Vertragsstaaten unter ihren 
Staatsangehörigen ausgewählt werden; dabei ist auf eine gerechte geographische 
Verteilung und auf die Vertretung der verschiedenen Zivilisationsformen sowie der 
hauptsächlichen Rechtssysteme zu achten. 

(2) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von 
Personen gewählt, die von den Vertragsstaaten benannt worden sind. Jeder 
Vertragsstaat kann einen seiner eigenen Staatsangehörigen benennen. 

(3) Die erste Wahl findet sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
statt. Spätestens drei Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, binnen zwei Monaten ihre 
Benennungen einzureichen. Er stellt sodann eine alphabetische Liste aller 
demgemäß benannten Personen unter Angabe der sie benennenden 
Vertragsstaaten auf und legt sie den Vertragsstaaten vor. 

(4) Die Wahl der Ausschussmitglieder findet auf einer vom Generalsekretär am 
Sitz der Vereinten Nationen anberaumten Sitzung der Vertragsstaaten statt. Auf 
dieser Sitzung, die verhandlungs- und beschlussfähig ist, wenn zwei Drittel der 
Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Bewerber als in den Ausschuss 
gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der 
anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen. 

(5) a) Die Ausschussmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Jedoch läuft die 
Amtszeit von neun der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder nach zwei Jahren 
ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser neun Mitglieder 
vom Vorsitzenden des Ausschusses durch das Los bestimmt. 

b) Zur Besetzung eines unerwartet verwaisten Sitzes ernennt der Vertragsstaat, 
dessen Sachverständiger aufgehört hat, Mitglied des Ausschusses zu sein, mit 
Zustimmung des Ausschusses einen anderen Sachverständigen unter seinen 
Staatsangehörigen. 
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(6) Die Vertragsstaaten kommen für die Ausgaben der Ausschussmitglieder auf, 
solange sie Ausschussaufgaben wahrnehmen. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen zur Beratung durch den Ausschuss einen Bericht über die zur 
Durchführung dieses Übereinkommens getroffenen Gesetzgebungs-, Gerichts-, 
Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen vorzulegen, und zwar a) binnen einem 
Jahr nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den betreffenden Staat und b) 
danach alle zwei Jahre und sooft es der Ausschuss verlangt. Der Ausschuss kann 
von den Vertragsstaaten weitere Auskünfte verlangen. 

(2) Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
jährlich durch den Generalsekretär über seine Tätigkeit und kann auf Grund der 
Prüfung der von den Vertragsstaaten eingegangenen Berichte und Auskünfte 
Vorschläge machen und allgemeine Empfehlungen abgeben. Diese werden der 
Generalversammlung zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der 
Vertragsstaaten zugeleitet. 

Artikel 10 

(1) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Der Ausschuss wählt seinen Vorstand für zwei Jahre. 

(3) Das Sekretariat des Ausschusses wird vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen gestellt. 

(4) Die Sitzungen des Ausschusses finden in der Regel am Sitz der Vereinten 
Nationen statt. 

Artikel 11 

(1) Führt ein Vertragsstaat nach Ansicht eines anderen Vertragsstaats die 
Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht durch, so kann dieser die Sache 
dem Ausschuss zur Kenntnis bringen. Der Ausschuss leitet die Mitteilung an den 
betreffenden Vertragsstaat weiter. Binnen drei Monaten hat der Empfangsstaat 
dem Ausschuss eine schriftliche Erläuterung oder Erklärung zu der Sache und 
über die etwa von diesem Staat geschaffene Abhilfe zu übermitteln. 

(2) Wird die Sache nicht binnen sechs Monaten nach Eingang der ersten 
Mitteilung bei dem Empfangsstaat entweder durch zweiseitige Verhandlungen 
oder durch ein anderes den Parteien zur Verfügung stehendes Verfahren zur 
Zufriedenheit beider Parteien beigelegt, so hat jeder der beiden Staaten das 
Recht, die Sache erneut an den Ausschuss zu verweisen, indem er diesem und 
dem anderen Staat eine entsprechende Notifizierung zugehen lässt. 

(3) Im Einklang mit den allgemein anerkannten Grundsätzen des Völkerrechts 
befasst sich der Ausschuss mit einer nach Absatz 2 an ihn verwiesenen Sache 
erst dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat, dass alle innerstaatlichen 
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Rechtsbehelfe eingelegt und erschöpft worden sind. Dies gilt nicht, wenn das 
Verfahren über Gebühr in die Länge gezogen wird. 

(4) Der Ausschuss kann in jeder an ihn verwiesenen Sache von den beteiligten 
Vertragsstaaten alle sonstigen sachdienlichen Angaben verlangen. 

(5) Berät der Ausschuss über eine Sache auf Grund dieses Artikels, so können die 
beteiligten Vertragsstaaten einen Vertreter entsenden, der während der Beratung 
dieser Sache ohne Stimmrecht an den Verhandlungen des Ausschusses teilnimmt. 

Artikel 12 

(1) a) Nachdem der Ausschuss alle von ihm für erforderlich erachteten Angaben 
erhalten und ausgewertet hat, ernennt der Vorsitzende eine (im folgenden als 
"Kommission" bezeichnete) ad-hoc-Vergleichskommission; sie besteht aus fünf 
Personen, die dem Ausschuss angehören können, aber nicht müssen. Die 
Mitglieder der Kommission werden mit einmütiger Zustimmung der Streitparteien 
ernannt; sie bietet den beteiligten Staaten ihre guten Dienste an, um auf der 
Grundlage der Achtung dieses Übereinkommens eine gütliche Beilegung 
herbeizuführen. 

b) Können sich die an dem Streit beteiligten Staaten nicht binnen drei Monaten 
über die vollständige oder teilweise Zusammensetzung der Kommission einigen, 
so wählt der Ausschuss die von den am Streit beteiligten Staaten noch nicht 
einvernehmlich ernannten Kommissionsmitglieder aus seinen eigenen Reihen in 
geheimer Abstimmung mit Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder. 

(2) Die Kommissionsmitglieder sind in persönlicher Eigenschaft tätig. Sie dürfen 
nicht Staatsangehörige der am Streit beteiligten Staaten oder eines 
Nichtvertragsstaats sein. 

(3) Die Kommission wählt ihren Vorsitzenden und gibt sich eine 
Verfahrensordnung. 

(4) Die Sitzungen der Kommission finden in der Regel am Sitz der Vereinten 
Nationen oder an einem anderen von der Kommission bestimmten geeigneten Ort 
statt. 

(5) Das nach Artikel 10 Absatz 3 gestellte Sekretariat arbeitet auch für die 
Kommission, sobald ein Streit zwischen Vertragsstaaten die Kommission ins 
Leben ruft. 

(6) Die an dem Streit beteiligten Staaten tragen zu gleichen Teilen alle Ausgaben 
der Kommissionsmitglieder nach Voranschlägen, die der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen erstellt. 

(7) Der Generalsekretär ist befugt, die Ausgaben der Kommissionsmitglieder 
erforderlichenfalls vor der Erstattung der Beträge durch die am Streit beteiligten 
Staaten nach Absatz 6 zu bezahlen. 

(8) Die dem Ausschuss zugegangenen und von ihm ausgewerteten Angaben 
werden der Kommission zur Verfügung gestellt; diese kann die beteiligten Staaten 
auffordern, weitere sachdienliche Angaben beizubringen. 
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Artikel 13 

(1) Sobald die Kommission die Sache eingehend beraten hat, verfasst sie einen 
Bericht, den sie dem Vorsitzenden des Ausschusses vorlegt und der ihre 
Feststellung über alle auf den Streit zwischen den Parteien bezüglichen 
Sachfragen sowie die Empfehlungen enthält, die sie zwecks gütlicher Beilegung 
des Streits für angebracht hält. 

(2) Der Ausschussvorsitzende leitet den Bericht der Kommission jedem am Streit 
beteiligten Staat zu. Diese Staaten teilen ihm binnen drei Monaten mit, ob sie die 
in dem Bericht der Kommission enthaltenen Empfehlungen annehmen. 

(3) Nach Ablauf der in Absatz 2 gesetzten Frist übermittelt der 
Ausschussvorsitzende den anderen Vertragsstaaten den Bericht der Kommission 
und die Erklärungen der beteiligten Vertragsstaaten. 

Artikel 14 

(1) Ein Vertragsstaat kann jederzeit erklären, dass er die Zuständigkeit des 
Ausschusses für die Entgegennahme und Erörterung von Mitteilungen einzelner 
seiner Hoheitsgewalt unterstehender Personen oder Personengruppen anerkennt, 
die vorgeben, Opfer einer Verletzung eines in diesem Übereinkommen 
vorgesehenen Rechts durch diesen Vertragsstaat zu sein. Der Ausschuss nimmt 
keine Mitteilung entgegen, die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige 
Erklärung abgegeben hat. 

(2) Gibt ein Vertragsstaat eine Erklärung nach Absatz 1 ab, so kann er eine Stelle 
innerhalb seiner nationalen Rechtsordnung errichten oder bezeichnen, die 
zuständig ist für die Entgegennahme und Erörterung der Petitionen einzelner 
seiner Hoheitsgewalt unterstehender Personen oder Personengruppen, die 
vorgeben, Opfer einer Verletzung eines in diesem Übereinkommen vorgesehenen 
Rechts zu sein, und die alle sonstigen verfügbaren örtlichen Rechtsbehelfe 
erschöpft haben. 

(3) Eine nach Absatz 1 abgegebene Erklärung und der Name einer nach Absatz 2 
errichteten oder bezeichneten Stelle werden von dem betreffenden Vertragsstaat 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt den 
anderen Vertragsstaaten Abschriften derselben. Eine Erklärung kann jederzeit 
durch Notifizierung an den Generalsekretär zurückgenommen werden; dies lässt 
jedoch die dem Ausschuss bereits vorliegenden Mitteilungen unberührt. 

(4) Die nach Absatz 2 errichtete oder bezeichnete Stelle führt ein Petitionsregister; 
beglaubigte Abschriften des Registers werden alljährlich auf geeignetem Wege 
dem Generalsekretär zu den Akten gegeben; jedoch darf der Inhalt nicht öffentlich 
bekannt gemacht werden. 

(5) Gelingt es dem Einsender der Petition nicht, von der nach Absatz 2 errichteten 
oder bezeichneten Stelle Genugtuung zu erlangen, so kann er die Sache binnen 
sechs Monaten dem Ausschuss mitteilen. 

(6) a) Der Ausschuss bringt dem Vertragsstaat, der beschuldigt wird, eine 
Bestimmung dieses Übereinkommens zu verletzen, jede ihm zugegangene 
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Mitteilung vertraulich zur Kenntnis, ohne jedoch die Identität der betreffenden 
Person oder Personengruppe preiszugeben, sofern diese dem nicht ausdrücklich 
zustimmt. Der Ausschuss nimmt keine anonymen Mitteilungen entgegen. 

b) Binnen drei Monaten hat der Empfangsstaat dem Ausschuss eine schriftliche 
Erläuterung oder Erklärung zu der Sache und über die etwa von diesem Staat 
geschaffene Abhilfe zu übermitteln. 

(7) a) Der Ausschuss berät über die Mitteilungen unter Berücksichtigung aller ihm 
von dem betreffenden Vertragsstaat und von dem Einsender der Petition 
zugegangenen Angaben. Der Ausschuss befasst sich mit einer Mitteilung eines 
Einsenders nur dann, wenn er sich Gewissheit verschafft hat, dass dieser alle 
verfügbaren innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft hat. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn das Verfahren über Gebühr in die Länge gezogen wird. 

b) Der Ausschuss übermittelt seine etwaigen Vorschläge und Empfehlungen dem 
betreffenden Vertragsstaat und dem Einsender der Petition. 

(8) Der Ausschuss nimmt in seinen Jahresbericht eine Kurzdarstellung der 
Mitteilungen und gegebenenfalls der Erläuterungen und Erklärungen der 
betroffenen Vertragsstaaten und seiner eigenen Vorschläge und Empfehlungen 
auf. 

(9) Der Ausschuss ist nur dann befugt, die in diesem Artikel vorgesehenen 
Aufgaben wahrzunehmen, wenn sich mindestens zehn Vertragsstaaten durch 
Erklärungen nach Absatz 1 gebunden haben. 

Artikel 15 

(1) Bis zur Verwirklichung der in der Entschließung 1514 (XV) der 
Generalversammlung vom 14. Dezember 1960 dargelegten Ziele der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonialgebiete und Kolonialvölker 
wird das diesen Völkern in anderen internationalen Übereinkünften oder von den 
Vereinten Nationen und ihren Sonderorganisationen gewährte Petitionsrecht durch 
dieses Übereinkommen nicht eingeschränkt. 

(2) a) Der nach Artikel 8 Absatz 1 errichtete Ausschuss erhält von den Stellen der 
Vereinten Nationen, die sich bei der Beratung von Petitionen der Einwohner von 
Treuhandgebieten, Hoheitsgebieten ohne Selbstregierung und allen sonstigen 
unter Entschließung 1514 (XV) der Generalversammlung fallenden 
Hoheitsgebieten mit den unmittelbar mit den Grundsätzen und Zielen dieses 
Übereinkommens zusammenhängenden Angelegenheiten befassen, Abschriften 
der Petitionen, die sich auf die in diesem Übereinkommen behandelten Fragen 
beziehen und diesen Stellen vorliegen, und richtet an sie Stellungnahmen und 
Empfehlungen zu diesen Petitionen. 

b) Der Ausschuss erhält von den zuständigen Stellen der Vereinten Nationen 
Abschriften der Berichte über die unmittelbar mit den Grundsätzen und Zielen 
dieses Übereinkommens zusammenhängenden Gesetzgebungs-, Gerichts-, 
Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen, die in den unter Buchstabe a 
bezeichneten Hoheitsgebieten von der Verwaltungsmacht getroffen worden sind, 
und richtet Stellungnahmen und Empfehlungen an diese Stellen. 
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(3) Der Ausschuss nimmt in seinen Bericht an die Generalversammlung eine 
Kurzdarstellung der ihm von den Stellen der Vereinten Nationen zugeleiteten 
Petitionen und Berichte sowie seine eigenen diesbezüglichen Stellungnahmen und 
Empfehlungen auf. 

(4) Der Ausschuss verlangt vom Generalsekretär der Vereinten Nationen alle mit 
den Zielen dieses Übereinkommens zusammenhängenden und dem 
Generalsekretär zugänglichen Angaben über die in Absatz 2 Buchstabe a 
bezeichneten Hoheitsgebiete. 

Artikel 16 

Die Bestimmungen dieses Übereinkommens über die Beilegung von Streitigkeiten 
oder Beschwerden werden unbeschadet anderer in den Gründungsurkunden oder 
den Übereinkünften der Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen 
vorgesehener Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten oder Beschwerden auf 
dem Gebiet der Diskriminierung angewendet und hindern die Vertragsstaaten 
nicht daran, nach den zwischen ihnen in Kraft befindlichen allgemeinen oder 
besonderen internationalen Übereinkünften andere Verfahren zur Beilegung einer 
Streitigkeit in Anspruch zu nehmen. 

Teil III 

Artikel 17 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, 
für alle Mitglieder einer ihrer Sonderorganisationen, für alle Vertragsstaaten der 
Satzung des Internationalen Gerichtshofs und für jeden anderen Staat zur 
Unterzeichnung auf, den die Generalversammlung der Vereinten Nationen einlädt, 
Vertragspartei dieses Übereinkommens zu werden. 

(2) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifizierung. Die Ratifikationsurkunden 
sind beim Generalsekretär der Vereinten Nationen zu hinterlegen. 

Artikel 18 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für jeden in Artikel 17 Absatz 1 bezeichneten 
Staat zum Beitritt auf. 

(2) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen. 

Artikel 19 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der 
siebenundzwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär 
der Vereinten Nationen in Kraft. 

(2) Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der siebenundzwanzigsten 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Übereinkommen ratifiziert oder ihm 
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beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

Artikel 20 

(1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt Vorbehalte, die ein Staat 
bei der Ratifikation oder beim Beitritt macht, entgegen und leitet sie allen Staaten 
zu, die Vertragsparteien dieses Übereinkommens sind oder werden können. 
Erhebt ein Staat Einspruch gegen den Vorbehalt, so notifiziert er dem 
Generalsekretär binnen neunzig Tagen nach dem Datum der genannten 
Mitteilung, dass er ihn nicht annimmt. 

(2) Mit dem Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbare Vorbehalte sind 
nicht zulässig; dasselbe gilt für Vorbehalte, welche die Wirkung hätten, die Arbeit 
einer auf Grund dieses Übereinkommens errichteten Stelle zu behindern. Ein 
Vorbehalt gilt als unvereinbar oder hinderlich, wenn mindestens zwei Drittel der 
Vertragsstaaten Einspruch dagegen erheben. 

(3) Vorbehalte können jederzeit durch eine diesbezügliche Notifikation an den 
Generalsekretär zurückgenommen werden. Diese Notifikationen werden mit dem 
Tage ihres Eingangs wirksam. 

Artikel 21 

Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine schriftliche Notifikation 
an den Generalsekretär der Vereinten Nationen kündigen. Die Kündigung wird ein 
Jahr nach dem Datum des Eingangs der Notifikation beim Generalsekretär 
wirksam. 

Artikel 22 

Entsteht zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Übereinkommens eine Streitigkeit, die nicht auf dem 
Verhandlungsweg oder nach den in diesem Übereinkommen ausdrücklich 
vorgesehenen Verfahren beigelegt werden kann, so wird sie auf Verlangen einer 
Streitpartei dem Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt, sofern 
nicht die Streitparteien einer anderen Art der Beilegung zustimmen. 

Artikel 23 

(1) Ein Vertragsstaat kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche Notifikation eine Revision dieses 
Übereinkommens beantragen. 

(2) Die Generalversammlung der Vereinten Nationen beschließt über etwaige 
hinsichtlich eines derartigen Antrags zu unternehmende Schritte. 
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Artikel 24 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet alle in Artikel 17 Absatz 1 
bezeichneten Staaten von 

a) den Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritten nach den Artikeln 17 und 
18, 

b) dem Datum des Inkrafttretens dieses Übereinkommens nach Artikel 19, 

c) den nach den Artikeln 14, 20 und 23 eingegangenen Mitteilungen und 
Erklärungen, 

d) den Kündigungen nach Artikel 21. 

Artikel 25 

(1) Dieses Übereinkommen, dessen chinesischer, englischer, französischer, 
russischer und spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird im Archiv 
der Vereinten Nationen hinterlegt. 

(2) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen übermittelt allen Staaten, die einer 
der in Artikel 17 Absatz 1 bezeichneten Kategorien angehören, beglaubigte 
Abschriften dieses Übereinkommens. 

Zu Urkund dessen haben die von ihren Regierungen hierzu gehörig befugten 
Unterzeichneten dieses Übereinkommen unterschrieben, das in New York am 
7. März neunzehnhundertsechsundsechzig zur Unterzeichnung aufgelegt worden 
ist. 




